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Ein Plus für VPOD-Mitglieder – Jetzt Gesundheitskosten sparen 

Dank der Partnerschaft zwischen dem VPOD und 
der KPT profitieren VPOD-Mitglieder und ihre 
Familie von einem grosszügigen Rabatt auf Zu-
satzversicherungen. 

Ein Plus an Vorteilen für VPOD-Mitglieder 
 9 % Kollektivrabatt auf ambulante und Spital-

zusatzversicherungen (Ambulant: Pulse Eco /
Pulse Top / Pulse Premium und Spital: Flex
Eco / Flex Top / Halbprivat / Privat / Privat
Welt)

Ein Plus an zusätzlichen Vorteilen 
 6,7 % Treuerabatt bei 3-jähriger Versiche-

rungsdauer auf alle obengenannten ambulan-
ten und Spitalzusatzversicherungen

 5 % Online-Rabatt auf Spitalzusatzversiche-
rungen (Spital Allgemein / Halbprivat / Privat /
Privat Welt) für Online-Abschlüsse

 Skonto bei Vorauszahlung: 1 % jährlich oder
0,5 % halbjährlich

Der Rabatt gilt auch für Familienange- 
hörige, die im gleichen Haushalt leben: 
 Ehe- oder eingetragene Partner:innen

 Lebenspartner:innen
 Ledige Kinder bis zum 25. Geburtstag

Der Beitritt zum Kollektivvertrag ist bis zum 
ordentlichen AHV-Alter möglich. 

Bereits bei der KPT versichert?  
Bereits bei der KPT versicherte Mitglieder können 
ihre Police einfach in den VPOD-Kollektivvertrag 
überführen und erhalten die gleichen Leistungen 
für tiefere Prämien. Die einzige Änderung: Das 
Prämieninkasso erfolgt über den VPOD. 

Ein Plus an Service  
Bei der KPT sind Sie keine Nummer – sondern  
stehen im Mittelpunkt. Unsere Expertinnen und  
Experten beraten Sie persönlich, ehrlich und un-
kompliziert:  
kollektiv@kpt.ch | +41 58 310 98 84 

 
□	Ich möchte dem VPOD beitreten.

□	Ich interessiere mich für die Arbeit des VPOD und möchte mehr Informationen.

Vorname/Name: 

Strasse: 

PLZ/Ort:

Arbeitsort: 

Telefon: 

E-Mail: 
 
Senden an: VPOD, Zentralsekretariat, Birmensdorferstrasse 67, Postfach, 8036 Zürich, oder mailen an: vpod@vpod-ssp.ch

Ich will VPOD-Mitglied werden!
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Innere Widersprüche
Gertrud Haldimann, die auf Seite 15 zwischen die «guten» Frauen 
gerutscht ist, kämpfte mit ihrem «Bund der Schweizerinnen gegen 
das Frauenstimmrecht» gegen ebendieses – also für die fortgesetzte 
politische Entmündigung des eigenen Geschlechts. Schon zeitge-
nössisch, in den 1950er und 1960er Jahren, stach das Paradoxe 
dabei ins Auge: Frauen engagieren sich politisch gegen politisches 
Engagement von Frauen. Haldimann wurde unterstellt, «sie würde 
als Erste in den Kantonsrat gewählt werden bei Einführung des 
Frauenstimmrechts, trotzdem sie eine Gegnerin sei». 
Der Widerspruch fiel auf den «Bund» zurück: Die Vereinigung 
blieb lose. Eine Delegierten- oder Jahresversammlung fand nati-
onal nur so alle Jubeljahre statt, bei überschaubarer Beteiligung. 
Lokale Gruppierungen etablierten sich kaum. Wie denn auch? 
Dazu hätte es Zusammenkünfte gebraucht. Und welchen Inhalts 
wären die gewesen? Wo hätten sie stattfinden sollen, wo ja die 
Frau nach Ansicht des «Bundes» im Haus ihren Platz hatte, nicht 
ausserhalb? Tatsächlich gab es in Zürich Arbeitssitzungen beim 
Tee oder als Telefonkonferenz. Nur in Bern trafen sich die Geg-
nerinnen zum «Stamm» im Restaurant. Neiaberau.
Einem ähnlichen inneren Widerspruch unterliegen die Bestrebun-
gen rechtsnationaler und rechtsextremer Parteien und Bewegungen, 
sich übernational zu vernetzen. Wo sich die Weidels und Farages, 
die Melonis und Bardellas dieser Welt zu verbünden trachten, mer-
ken sie bald, dass sie nicht durchwegs harmonieren. Sie mögen 
gegen «Gender» sein und gegen Abtreibung, gegen den Sozialstaat 
oder gegen die Energiewende. Aber weil sie ausländerfeindlich sind, 
sind sie es eben auch gegen die Gesinnungsfreunde im Ausland. 
Den nationalen Interessen Vorrang einzuräumen, bedeutet zwangs-
läufig, nationale Interessen der anderen zu bekämpfen. Wenn 
Trump die Zölle erhöht, schadet er Weidel. Wenn er den Papst 
anraunzt, trifft er Meloni. Die französischen sind mit den deutschen 
Rechtsextremen über ebendiesen Trump uneins. Und Migrations-
politik wird unter Rechten erst recht zum Katz-und-Maus-Spiel. 
Es ist eine Hoffnung: dass den Rechten der umspannende Schul-
terschluss nicht gelingen wird. Dass sie an ihren inneren Wider-
sprüchen zerbrechen. Es ist eine Hoffnung, die sich immerhin 
theoretisch abstützen lässt. Siehe oben. Aber viel mehr als das ist 
es, zugegeben, derzeit nicht. 

Die Ausführungen zu den Stimmrechtsgegnerinnen stützen sich auf Daniel 
Furter: «Die umgekehrten Suffragetten.» Die Gegnerinnen des Frauenstimmrechts 
in der Schweiz von 1958 bis 1971, Lizarbeit an der Universität Bern von 2003. 

Christoph Schlatter 
ist Redaktor des VPOD-Magazins
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Rückgang ist (auf tieferem Niveau) in etwa parallel zu jenem im 
Strassenverkehr (der etwa das Drei- bis Vierfache an Todesopfern 
kostet) und erklärt sich teilweise ähnlich, etwa mit Regelverdich-
tung, Sensibilisierung und Prävention. Auch die anhaltende sek-
torielle Verschiebung der Arbeitsplätze in den Tertiärbereich trägt 
zur Entwicklung bei. Dennoch hat die Suva recht zu betonen, dass 
Arbeitssicherheit eine Daueraufgabe bleibt. | slt

Drei Lernende zu viel
Dem Jubel der Suva zum Trotz erachtet die Unia die Zahl von 
23 000 Lernenden, die in der Schweiz jedes Jahr einen Arbeits-
unfall haben, als inakzeptabel – und erst recht den Umstand, dass 
jährlich zwei bis drei Lernende bei einem Arbeitsunfall sterben. 
Mit einer Aktion auf dem Bundesplatz hat die Unia-Jugend Mass-
nahmen zum besseren Schutz von Lernenden gefordert. Tatsäch-
lich weist in der Unfallstatistik der Suva die jüngste Altersgruppe 
(15 bis 24 Jahre) das höchste Risiko für Unfälle (übrigens auch für 
Nichtberufsunfälle) auf. Ein Grund ist fehlende Sicherheits- und 
Lebenserfahrung. Es können aber auch betriebliche Konstellatio-
nen sein, die dazu führen, dass Jugendliche sich nicht trauen, in 
gefährlichen Situationen zu intervenieren. Für die Unia stehen 
mehr Erholung, bessere Betreuung und strengere Kontrollen oben 
auf der Forderungsliste. | slt/unia (Foto: Manu Friederich)

Besserer Gesundheitsschutz notwendig
Den SGB beunruhigt die Zunahme der Fehlzeiten von Schweizer 
Arbeitnehmenden. 2025 waren diese im Schnitt 8,2 Tage wegen 
Krankheit oder Unfall abwesend, im Jahr 2010 waren es noch 
6,3 Tage gewesen. Diese massive Zunahme verweist gemäss SGB 
auf ein strukturelles Problem: Arbeitsverdichtung und Druck zur 
Flexibilität nehmen seit Jahren zu; gleichzeitig ist immer öfter 
Dauererreichbarkeit gefordert. Alle Branchen sind betroffen, auch 
Bereiche wie Technik, Büro und Gewerbe. Für den SGB heisst das: 
verstärkte Kontrollen und bessere Prävention. Misstrauen. | sgb/slt

Mindestlohn: Referendum kommt
Die Schlussabstimmung im Parlament ist erst nach Redaktions-
schluss. Der Entscheid der SGB-DV steht aber bereits: Wenn die 
Räte beschliessen, dass kantonale und kommunale Mindestlöhne 
künftig durch GAV unterlaufen werden können, wird der SGB das 
Referendum ergreifen. Es geht vor allem um Branchen wie Gastro-
nomie, Reinigung oder Coiffure. Die Unterschriftenbogen werden 
dem nächsten VPOD-Magazin beigelegt. | vpod  

SBB Cargo: SEV fordert Notbremsung
Die Gewerkschaft des Verkehrspersonals SEV ist konsterniert: 
«Allen unseren Warnungen zum Trotz setzt SBB Cargo ihren 
Totalumbau fort und gefährdet damit ihre Zukunft und eine er-
folgreiche Verlagerung.» Der SEV verlangt den Abschied von der 
Illusion, dass der Einzelwagenladungsverkehr eigenwirtschaftlich 
betrieben werden kann. Es brauche jetzt endlich «den Mut, den 
Güterverkehr als Service public zu deklarieren und auf dieser Basis 
neu zu organisieren, wie es beim Personenverkehr schon längstens 
der Fall ist». Die jetzige Politik sei teuer und bewirke dennoch 
bloss die Rückverlagerung auf die Strasse. Aus SEV-Sicht ist jetzt 
die letzte Gelegenheit für eine Notbremsung – nämlich für eine 
Neupositionierung und Neubeurteilung zugunsten der Schiene. 
| sev/slt (Foto: Kabelleger/David Gubler/Wikimedia CC) 

Weniger tödliche Arbeitsunfälle 
Wie die Suva zum Welttag der Arbeitssicherheit in Erinnerung 
ruft, ist die Zahl der tödlichen Arbeitsunfälle in der Schweiz in 
den letzten Jahrzehnten stark gesunken. Zwischen 1986 und 1990 
kamen durchschnittlich 207 Personen pro Jahr bei der Arbeit ums 
Leben; zwischen 2020 und 2024 waren es noch 64 – obwohl heute 
deutlich mehr Leute erwerbstätig sind als damals. Das Risiko für ei-
nen tödlichen Unfall bei einer beruflichen Tätigkeit ist im gleichen 
Zeitraum von 6,7 auf 1,8 pro 100 000 Vollbeschäftigte gefallen. Der 

Am Gotthard: SBB Cargo muss Service public werden. 

Vorm Bundeshaus: Unia-Jugend gedenkt verunfallter Lernender. 
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Die Wut war gross Anfang Jahr, als sich in 
der Kommission abzeichnete, dass der Na-
tionalrat sich weigern würde, grosse Teile 
der Pflege-Initiative umzusetzen. Gefordert 
sind dringende Verbesserungen in Hei-
men, Spitälern und Spitex: eine Arbeitszeit-
reduktion, ein Personalschlüssel, der gute 
Pflege erlaubt, verbesserte Zuschläge in der 
Nacht, am Wochenende und an Feiertagen 
sowie die Verpflichtung aller Arbeitgeber, 
sich mindestens an die herrschenden kan-
tonalen Gesetze und GAV zu halten. 

Wie ein Tornado
Das VPOD-Gesundheitspersonal reagier-
te, zusammen mit den Kolleginnen im 
Gesundheitsbündnis (neben dem VPOD 
vorab Unia, Alliance Care, Syna, OCST und 
Sciv), mit einem dringenden Appell an die 
Mitglieder des Nationalrats. Sie hätten es 
an der ausserordentlichen Session im Ap-
ril in der Hand gehabt, den Volkswillen 
doch noch umzusetzen. Der Appell fuhr 
wie ein Tornado durch die Stationen im 

Gesundheitsbereich. Im Nu waren 190 000 
Unterschriften beisammen. Rund 200 Kol-
leginnen und Kollegen warteten zu Ses
sionsbeginn auf dem Bundesplatz. Vanessa 
Deroche, Mitglied der VPOD-Gesundheits-
kommission und Spitex-Angestellte im 
Kanton Waadt, redete den anrückenden 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern 
ins Gewissen: «Sie müssen wissen, dass 
wir Ihre Arbeit sehr aufmerksam verfolgen. 
Ohne Veränderungen, ohne mehr Zeit für 
die Pflege wird sich die Gesundheitsversor-
gung weiter verschlechtern. Das Personal 
wird das nicht akzeptieren.»
Doch es kam wie leider erwartet. Mit ab-
surden Argumenten versenkte der bürger-
liche Block im Nationalrat die Vorstösse 
der Parlamentslinken für reale Verbes-
serungen. Aus SVP und FDP (wo viele 
Funktionen im Gesundheitswesen inne-
haben, etwa Verwaltungsratsmandate von 
Spitälern) war teilweise offene Verachtung 
gegenüber den Arbeitnehmenden spürbar. 
FDP-Nationalrat Cyril Aellen etwa leitete 

aus dem bestehenden Personalmangel 
die Unmöglichkeit einer Verbesserung ab. 
«Wenn es keine Möglichkeit gibt, zusätzli-
ches Personal einzustellen, werden sich die 
Arbeitsbedingungen verschlechtern. Das 
ist das Gegenteil von dem, was wir errei-
chen wollen.» Das Zünglein an der Waage 
spielte in den Abstimmungen die Mitte-
partei, obwohl sie sich in der Ratsdebatte 
weitgehend versteckte. Fraktionssprecher 
Christian Lohr vermied jedwede Äusserung 
zu den zentralen Fragen. Dafür waren viele 
Plattitüden zu hören, etwa dass die Forde-
rungen der Pflegenden «halt doch auch 
sehr verschieden» seien und dass daher 
«flexible Lösungen und keine sturen An-
sätze» angezeigt seien. 

Proteste gehen weiter
Wer so spricht, verspielt sich jegliche 
Glaubwürdigkeit beim Gesundheitsperso-
nal und ist nicht bereit, der Versorgungs-
krise ins Auge zu sehen. Nun liegt der 
Ball beim Ständerat, der als letzter noch 
korrigierend eingreifen kann. Vorher wird 
am 14. Juni noch über die fremdenfeindli-
che SVP-Initiative abgestimmt, welche bei 
Annahme enorme Auswirkungen auf den 
Gesundheitsbereich hätte. Die SVP, die im 
Nationalrat am lautesten gegen die Pflege-
Initiative gezetert hat, beabsichtigt dem 
Gesundheitswesen den nächsten Schlag 
zu verpassen. Der VPOD und die halbe 
Million Angestellte im Gesundheitsbereich 
werden das nicht akzeptieren. Die Proteste 
werden weitergehen, bis ein Weg gefunden 
ist, die Probleme an den Arbeitsplätzen zu 
lösen. Eines hat die Session gezeigt: Wir 
müssen dringend noch stärker werden. 
Auf die Mehrheiten im Parlament und 
die Arbeitgeber können wir nicht zählen. 
Wir müssen das Ding selber in die Hand 
nehmen. 

Ganz in Weiss, aber ohne Blumenstrauss: 200 Beschäftigte aus dem Gesundheitswesen und 
Vanessa Deroche bereiten dem Parlament einen kühlen Empfang auf dem Bundesplatz.

Trotz 190 000 Unterschriften: Bürgerblock verweigert die Umsetzung der Pflege-Initiative mit Dumm- und Frechheiten

Das Ding selbst in die Hand nehmen
Das Trauerspiel hat schon mehrere Akte; der Nationalrat hat einen hinzugefügt. SVP, FDP und Mitte verhindern, 
dass die Pflege-Initiative umgesetzt wird. In der Ratsdebatte waren allerlei Dummheiten zu hören, aber auch offene 
Verachtung. Das Personal wird das nicht hinnehmen. | Text: Roman Künzler (Foto: Manu Friederich)

Juni 2026  5



VPOD  |  �

Auf den ersten Blick mag es erstaunen: Der 
Anteil von gewerkschaftlichen Führungs-
kräften, die ein politisches Mandat ausübten, 
hat im Laufe der Zeit nicht etwa zu-, sondern 
abgenommen. In den ersten Jahrzehnten 
der Arbeiterbewegung waren es sehr häufig 
dieselben Männer, die in der Sozialdemo-
kratischen Partei und den Gewerkschaften 
Verantwortung übernahmen. Politische 
Mandate gehörten sozusagen zum Jobprofil. 
Die Gründe dafür liegen im schweizerischen 
Milizsystem, das es Arbeitern so gut wie 
unmöglich machte, ein Parlamentsmandat 
auf nationaler Ebene innezuhaben. Die SP-
Fraktion wies daher von Anfang an einen 
hohen Anteil von Berufspolitikern auf. Ar-
beiter stiegen zu Gewerkschaftsfunktionären 
auf – aber auch zu Redaktoren der Partei-
presse und in kommunale oder kantonale 
Exekutivämter – und wurden dann in den 
Nationalrat gewählt. 
Bereits in der Prosperitätsphase der drei 
Jahrzehnte nach 1945 lässt sich ein starker 
Rückgang des Anteils der Mandatsträger un-

ter den gewerkschaftlichen Führungskräften 
feststellen. Ein wichtiger Grund dafür: Den 
Gewerkschaften standen jetzt weitere Mit-
tel zur Interessenvertretung offen. So trafen 
sich Vertreter der Gewerkschaften, der Un-
ternehmerverbände und der Verwaltung re-
gelmässig in einer Vielzahl von ausserparla-
mentarischen Kommissionen. Zudem lässt 
sich sowohl in den Gewerkschaftsapparaten 
als auch im Parlament eine zunehmende 
Professionalisierung feststellen, die dazu 
führte, dass die beiden Funktionen immer 
schwerer zu kombinieren waren. Nicht zu 
vergessen ist schliesslich, dass mit dem 
Rückgang des gewerkschaftlichen Organisa-
tionsgrads seit Mitte der 1970er Jahre auch 
das elektorale Gewicht der Gewerkschafts-
mitglieder abnahm. 

Zwei Jahrzehnte ohne Frau
Dieser Prozess lässt sich am Beispiel des 
VPOD gut beobachten: Seine geschäfts-
leitenden Sekretäre Hans Oprecht, Max 
Arnold und Walter Renschler gehörten 
jahrzehntelang für die SP Zürich dem 
Nationalrat an. Allerdings wurde Arnold 
1971, Renschler 1987 abgewählt. Die nach-
folgenden Generalsekretärinnen und Ge-
neralsekretäre gehörten dem nationalen 
Parlament nicht mehr an. (Der VPOD fand 
einen anderen Weg, seine Vertretung unter 
der Bundeshauskuppel sicherzustellen: Mit 
Christine Goll, Katharina Prelicz-Huber 
und Christian Dandrès wählte er Mitglie-
der des Nationalrats in die ehrenamtliche 
Funktion des VPOD-Präsidiums.) 
Der Anteil weiblicher Funktionärinnen war 
lange Zeit sehr niedrig. Von 1905 an gab es 
im SGB den Posten einer Arbeitersekretä-
rin. Dieses Amt übernahm zuerst Margare-
the Faas-Hardegger; ihr folgte Marie Hü-
ni. 1924 hob der SGB diese Stelle auf und 
löste das Arbeitsverhältnis mit Hüni auf. 

Danach beschäftigten die Gewerkschaften 
rund zwei Jahrzehnte lang keine einzige 
Frau in einer politischen Funktion mehr. 
In den 1950er Jahren erkannte zuerst der 
VHTL die Bedeutung weiblicher Führungs-
kräfte. Auch die übrigen Gewerkschaften 
begannen ab den 1970er Jahren, gezielt 
Gewerkschaftsfunktionärinnen anzustel-
len. Mit 16,6 Prozent blieb deren Anteil 
an gewerkschaftlichen Führungsfunktio-
nen aber auch im auslaufenden 20. Jahr-
hundert noch gering. Erst in den letzten 
zwei Jahrzehnten ist der Frauenanteil dort 
merklich gewachsen: auf etwas mehr als 
einen Drittel. 
Etwas anders verlief die Entwicklung des 
Ausländeranteils an den gewerkschaftlichen 
Führungskräften. Dieser war mit rund ei-
nem Fünftel in der ersten Generation am 
höchsten. Dann folgte ein «Tief»: Unter 
den Gewerkschaftsfunktionären, die ihr 
Amt im Zeitraum von den 1920er bis Mit-
te der 1970er Jahre antraten, hatten nur 
rund 5 Prozent keinen Schweizer Pass. 
Danach stieg der Ausländeranteil wieder 
auf rund einen Siebtel an. In den frühen 
Jahrzehnten stammten die meisten aus 
Deutschland, in den späten schlug sich die 
Zuwanderung aus Italien nieder. 

Immer mehr akademisch Geschulte 
Lange war die Berufslehre die Erst
ausbildung par excellence für gewerk-
schaftliche Führungskräfte. Über den 
ganzen Zeitraum betrachtet, hatten drei 
Viertel der Führungskräfte eine Lehre 
durchlaufen – der VPOD-Gründer und 
erste VPOD-Präsident Herman Greulich 
etwa war Buchbinder, Max Arnold Ma-
schinenzeichner. Gewerkschaftliche Füh-
rungskräfte mit akademischer Ausbildung 
gab es zwar ebenfalls von Anfang an (zu 
ihnen gehört etwa Hans Oprecht), sie 

Gewerkschaften

Frauenpower: Die erste VPOD-Generalsekretärin 
Doris Schüepp.

Im Entstehen: «Kollektive Biografie» der Gewerkschaftsfunktionärinnen und -funktionäre in der Schweiz (1880  – 2020)

Das Profil der Profis
Vollamtliche Funktionärinnen und Funktionäre von Gewerkschaften waren bisher kaum Gegenstand von 
Untersuchungen. Ein Forschungsprojekt (siehe Kasten) ändert das gerade: Es schreibt die «kollektive Biografie» 
und zeigt – grob gesprochen – den Weg vom «Agitator» zur «Verbandsmanagerin». 
| Text: Adrian Zimmermann (Fotos: Schweizerisches Sozialarchiv)
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stellten aber lange eine kleine Minderheit 
dar. In der ersten Generation, als es den 
Gewerkschaften noch schwerer fiel, in den 
eigenen Reihen geeignete Führungskräfte 
zu rekrutieren, hatten 7 Prozent der Ge-
werkschaftsfunktionäre eine universitäre 
Bildung. Dieser Anteil erreichte seinen 
tiefsten Wert (3 Prozent) im Zeitraum von 
1945 bis 1974. 
Erst in der Zeit danach nahm die Akademi-
sierung des gewerkschaftlichen Führungs-
personals stark zu. Seit dem Jahr 2000 ist 
unter jenen, die eine gewerkschaftliche 
Führungsposition antraten, eine deutliche 
Mehrheit von 62 Prozent universitär gebil-

det. Diese Akademisierung spiegelt zweier-
lei: einen allgemeinen Anstieg des formalen 
Bildungsniveaus der Schweizer Bevölkerung 
einerseits, aber auch eine gewisse Demokra-
tisierung des Zugangs zu den Hochschulen. 
Noch tief ins 20. Jahrhundert hinein war ein 
Studium auch für schulisch hochbegabte 
Arbeiterkinder unerreichbar. 

Das Ende des Facharbeiters
Zusammenfassend lassen sich für die Gene-
rationen von Gewerkschaftsfunktionärinnen 
und -funktionären typische Profile unter-
scheiden. Bei der ersten Generation, die im 
Zeitraum von 1880 bis 1920 in den Dienst 

der Gewerkschaften trat, überwiegt der pro-
fessionalisierte Arbeiteraktivist oder Agitator. 
In der Hochblüte der Vertragspartnerschaft 
zwischen 1936 und 1980 dominiert der Ty-
pus des hauptamtlichen Gewerkschaftssekre-
tärs, der ursprünglich Facharbeiter war und 
danach gewerkschaftsintern ausgebildet wur-
de. (Nicht von ungefähr fällt die Gründung 
der Arbeiterschule 1946 in diesen Zeitraum.) 
Ab den 1980er Jahren gewannen gegenüber 
diesem Profil immer mehr die akademisch 
geschulten und meist stark politisierten 
Verbandsmanagerinnen und -manager an 
Bedeutung. Gleichzeitig wuchs auch der 
Frauenanteil stark.

Gewerkschaften

Obwohl im VPOD die Akademisierung der 
Gewerkschaftsfunktionäre früh einsetzte, zeigt  
auch er fast idealtypisch die unterschiedlichen 
Profile: den frühen Agitator in Herman Greulich . . ., 

. . . den fortgebildeten Handwerker in Max Arnold, . . . . . . den Akademiker in Walter Renschler. 

Who was who: Eine biografische Datensammlung 
Das gab’s bisher noch nicht: Ein von André 
Mach, Line Rennwald und Adrian Zimmer-
mann geleitetes kollektivbiografisches For-
schungsprojekt an der Universität Lausanne 
macht Gewerkschaftsfunktionärinnen und 
-funktionäre zum Gegenstand historischer 
und sozialwissenschaftlicher Forschung. Es 
fragt, wie sich das Bildungs- und Berufspro-
fil der Gewerkschaftsprofis seit Ende des 
19. Jahrhunderts entwickelt hat und wie prä-
sent diese in politischen Gremien waren. 
Ausgangspunkt war eine Stichprobe von 1120 
gewerkschaftlichen Führungskräften des 

SGB, seiner vier grossen Mitgliederverbän-
de (Unia, SEV, Syndicom und VPOD bzw. 
jeweilige Vorgängerorganisationen) und der 
kantonalen und lokalen Gewerkschaftsbün-
de. In einer Datenbank wurden Angaben zu 
Lebensdaten, Geschlecht, Nationalität, Aus-
bildung, Beruf und gewerkschaftlichen und 
politischen Mandaten gebündelt (zugänglich 
unter elitessuisses.unil.ch).
Hauptquelle ist die biografische Daten-
sammlung des SGB. Sie besteht aus Frage-
bogen, die der SGB zwischen 1928 und den 
1990er Jahren regelmässig an seine Mitglie-

derverbände verschickte. Weiter wurden 
Artikel mit biografischem Inhalt – etwa Ge-
burtstagsgratulationen sowie Nachrufe – in 
den Dossiers abgelegt. Besonders gut sind 
in der Stichprobe die Exponenten der frühen 
Nachkriegszeit vertreten, da der SGB von 
den 1950er bis in die 1970er Jahre versucht 
hat, biografische Daten von sämtlichen 
Funktionärinnen und Funktionären zusam-
menzutragen. Für die frühe und die jüngste 
Zeit wurden die Angaben mit Material aus 
Tätigkeitsberichten, Zeitungen und der his-
torischen Fachliteratur ergänzt. | vpod

Juni 2026  7



VPOD  |  �

VPOD-Magazin: Stefan Trummer, in 
Freiburg gibt es derzeit allerhand zu 
feiern – den Eishockey-Meistertitel zum 
Beispiel. Was ist grad los bei euch?
Stefan Trummer: Tatsächlich war der 
erstmalige Titelgewinn durch den HC 
Fribourg-Gottéron ein Anlass zur Freude 
in der Hauptstadt, ja im ganzen Kanton. 
Aber gross war der Jubel auch am Abend 
des 26. April: Das Sparpaket «Lafe» haben 
wir versenkt! Auch das gab’s noch nie! 
Denn Freiburg ist eigentlich ein zu zwei 
Dritteln bürgerlich-konservativer Kanton. 
Das bildet sich so auch im Parlament ab. 
Zwar hat sich die Hauptstadt, wie in an-
deren Kantonen, ein wenig nach links be-
wegt, aber insgesamt bleibt es sehr, sehr 
zäh für uns, hier eine Volksabstimmung 
zu gewinnen. 
Mit fast 69 Prozent war das Nein 
überaus klar. Lass uns zuerst kurz die 
Abkürzungen auseinanderfädeln. Die 
Rede ist von «Pafe» und von «Lafe» . . .
. . . ausgesprochen «paff» und «laff». Das Ge-
samtpaket, das der Regierungsrat, der bei 
uns Staatsrat heisst, geschnürt hat, hiess 
auf Französisch «Pafe», also «Programme 
d’assainissement des finances de l’État», 
«Programm zur Gesundung der Staatsfi-
nanzen». Darin waren 85 Massnahmen im 

Gesamtwert von gut 400 Millionen Fran-
ken. Darunter solche, für die der Staats-
rat selbst die Kompetenz hat, und andere, 
für die er das Parlament brauchte. Daher 
kam das Gesetz namens «Lafe» – «Loi sur 
l’assainissement des finances de l’État» – in 
den Grossen Rat. Dort wurde diesem Päckli 
– 23 Massnahmen, 320 Millionen «Einspa-
rungen» – beinahe mit Zweidrittelmehrheit 
zugestimmt. 
Was stand im Zentrum dieses Sparpakets?
«Pafe» und «Lafe» waren sehr breit und 
unübersichtlich. Ein grosser Teil des Spar-
volumens wäre zulasten des Staatspersonals 

gegangen: Der Plan war, die Angestellten 
beim Lohn zu drücken, mit Abflachung der 
Lohnkurve, Verweigerung des Teuerungs-
ausgleichs und dergleichen. Auf der anderen 
Seite ging es um Dienstleistungen für die 
Bevölkerung, die reduziert oder verteuert 
worden wären. Zum Beispiel hätten die Kita-
Plätze für die Eltern mehr gekostet. Plätze in 
Altersheimen wären teurer geworden. Auch 
das Kantonsspital hätte sparen müssen. 
Dass sich das öffentliche Personal gegen 
Lohnmassnahmen wehrt, ist klar. Oft 
hat man aber bei solchen Kampagnen 
Mühe, die Sympathie der Bevölkerung zu 
gewinnen, weil noch immer Ressentiments 
gegen «die Beamten» kursieren. Ihr 
werdet drum die Kampagne mehr auf den 
Leistungsabbau zentriert haben, oder?
Eine wichtige Frage. Lass mich etwas ausho-
len: Wichtig ist, dass wir als Gewerkschaft 
schon vor dem Referendum stark mobili-
siert waren. Wir hatten vor einem Jahr eine 
Kundgebung mit 3000 Leuten; bei einer 
zweiten Demo gegen Sparpläne im Sep-
tember waren sogar 4000 Menschen auf 
der Strasse. Es gab eine Vollversammlung 
des Personals mit mehreren hundert Teil-
nehmenden, wo der VPOD vom Plenum 
links überholt wurde. Vorgeschlagen war ein 
Aktionstag – der Saal wollte einen Streiktag! 

Regionen

Stefan Trummer ist Sozialarbeiter und 
Vorstandsmitglied des VPOD Freiburg. 

Schon längst vor dem Referendum war der VPOD in Freiburg an den Arbeitsplätzen . . . 

Freiburg: Eine VPOD-Koalition bringt das Sparpaket der Regierung in der Abstimmung zu Fall

«Viele sagten: ‹Es längt !› »
Im Gespräch mit dem VPOD-Magazin erläutert der Freiburger VPOD-Kollege Stefan Trummer, Sozialarbeiter, 
wie VPOD & Co. das Sparpaket des Staatsrats an der Urne zu Fall gebracht haben und was das für den Kanton 
und die Restschweiz bedeutet. | Interview: Christoph Schlatter (Fotos: zVg, Eric Roset und VPOD)
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Ihr wart also parat?
Ja, und das hat auch das zügige Sammeln 
der Referendumsunterschriften erleichtert. 
Aber um auf deine Frage zurückzukommen: 
Wir haben eigentlich zwei Kampagnen ge-
führt. Eine über die Leistungen des Service 
public, und eine über die Lohnmassnahmen. 
Bei der Ersteren konnten wir der Bevölke-
rung aufzeigen, was alles für sie teurer wird 
und welche Dienstleistungen abgebaut oder 
ausgedünnt werden. 
Der VPOD kämpfte aber nicht allein, 
sondern in einer Koalition.
Dabei waren die SP und die Grünen sowie 
die Fede, ein Personal-Dachverband neben 
dem VPOD. Es ist uns gelungen, in dieser 
Konstellation geeint aufzutreten und – auch 
via Plakat und Inserat – zwei Kernbotschaf-
ten nach aussen zu tragen. Zum einen, dass 
die Staatsfinanzen besser aussähen ohne die 
Steuererleichterungen, die man in den Jah-
ren davor in Freiburg durchgepaukt hat und 
von denen nur die Reichen profitieren. Und 
zum anderen, dass die allermeisten Men-
schen in Freiburg durch «Lafe» verlieren 
werden. Die zweite Kampagne mit eigenem 
VPOD-Material richtete sich via unsere Mit-
glieder vor allem an die Staatsangestellten 
selbst und hat dort – und in deren Umfeld 
– zweifellos ebenfalls Wirkung gehabt. 
Worauf führst du zurück, dass 
diesmal die Koalition – ich kenne 
aus Freiburg von früher auch andere 
Geschichten – harmonisch und 
geschlossen aufgetreten ist?
Darauf, dass der VPOD seit vielen Jahren 
deutliche Ansagen und eine konsequente 
Politik macht. Und darauf, dass wir an den 
Arbeitsorten seit Längerem sehr präsent 
sind. Es war also klar, dass man an uns 
nicht vorbeikommt. Dabei gab es durchaus 

inhaltliche Differenzen innerhalb der Refe-
rendumskoalition. Etwa über die Frage, ob 
die Staatsfinanzen tatsächlich – einfach auf 
andere Weise – saniert werden müssen, oder 
ob es sich dabei ein von den Rechten herbei-
geredetes und inszeniertes Scheinproblem 
handelt. Man hat solche Dinge intern dis-
kutiert und entschieden und trat dann nach 
aussen mit einer Stimme auf. Und dann 
haben nicht nur die VPOD-Sekretärinnen 
und -Sekretäre, sondern auch viele Ehren-
amtliche die Botschaft unter die Leute ge-
bracht, haben Flyer verteilt, sich an Podiums-
diskussionen beteiligt, haben Kolleginnen 
und Kollegen angesprochen, so dass es zu 
einem eigentlichen Schneeballeffekt kam. 
Wie geht es jetzt weiter? Man kann 
die Befürchtung haben, dass der 
Staatsrat – wo er mit dem Gesamtpaket 
gescheitert ist – die Sachen 
scheibchenweise servieren wird. 
Der Abstimmungssieg war, jedenfalls in die-
ser Höhe, überraschend und spiegelt, wie 
erwähnt, nicht die «normalen» politischen 
Kräfteverhältnisse im Kanton. Von daher ist 
anzunehmen, dass die Bestrebungen, den 
Staat schlank- und kaputtzusparen, nicht 
auf alle Zeiten vom Tisch sind. Das kennen 
wir ja auch vom Eishockey: Nach dem Spiel 
ist vor dem Spiel! Wir müssen wachsam 
bleiben und uns gegen jede Salamitaktik 
stellen. Immerhin sind aber im November 
Staatsratswahlen. Und wer da wiedergewählt 
werden möchte, wird sich in den nächsten 
Monaten angesichts der schallenden Ohr-
feige, die das Volk als Antwort auf dieses 
Sparpaket gegeben hat, wohl in Zurückhal-
tung üben. 
Das Freiburger Paket war auch eine 
Art Testlauf; in anderen Kantonen 
drohen ähnliche Übungen. Für die 

Deutschschweiz ist euer Erfolg 
hoffnungsvoll. Der Blick auf das Resultat 
nach Sprachregionen dämpft die Euphorie 
ein bisschen. Die Anti-«Lafe»-Front 
war im deutschsprachigen Kantonsteil 
rund 10 Prozentpunkte schwächer als 
im französischsprachigen. Vielleicht 
müssen wir in der Deutschschweiz 
also tatsächlich härteres Brot beissen 
bei derartigen Vorlagen. Die Extreme in 
Freiburg sind das französischsprachige 
Vallon (83,8 Prozent Ablehnung) und 
das nur 15 Kilometer entfernte, faktisch 
deutschsprachige Greng. Dort waren 
– einzige zustimmende Gemeinde im 
Kanton – 55,9 Prozent für das Sparpaket. 
In Greng – privilegierte Wohnlage am Mur-
tensee – wohnen ganze 176 Personen, 18 
von ihnen sind Millionäre. Es ist also ein 
Sonderfall. Ansonsten war ich überrascht, 
dass auch der deutschsprachige Kantonsteil 
fast flächendeckend Nein gesagt hat. Und 
das sogar recht deutlich. Im deutschsprachi-
gen Freiburg gibt es keine grösseren Städte 
und auch keine grossen Betriebe; das er-
schwert unsere Arbeit als VPOD. Anderer-
seits sind die Deutschsprachigen im Kanton 
eine Minderheit, die sich oft zurückgesetzt 
vorkommt, weil die Musik in der Hauptstadt 
und auf Französisch spielt. Einige haben re-
signiert und erwarten nicht mehr allzu viel 
vom Staat. In diese Gemengelage tritt jetzt 
eine Vorlage, die die Haushalte zusätzlich 
belasten will. Da hat, auch aus Sorge vor 
schwindender Kaufkraft, eben auch hier eine 
klare Mehrheit gesagt: «Es längt!» Und das 
finde ich ermutigend – ebenso wie die Tatsa-
che, dass sich auch in der übrigen Deutsch-
schweiz jetzt da und dort Widerstand und 
sogar Streiks regen, etwa beim Nahverkehr 
in Winterthur. 

. . . und auf der Strasse präsent. An die grösste Demo kamen 4000 Leute. 
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2006 stiess Daniel Lampart von der KOF 
ETH, wo immer mal wieder auch linkere 
Ökonominnen und Ökonomen herkom-
men, zum SGB; 2007 wurde er dort, als 
Nachfolger von Serge Gaillard, Cheföko-
nom. Seit 15 Jahren ist er zudem Sekretari-
atsleiter, einige Zeit schon gemeinsam mit 
Gabriela Medici. Diese wird, so hat der SGB 
mitgeteilt, die Sekretariatsleitung künftig 
alleine verantworten. Daniel Lampart gibt 
seine Posten mit dem SGB-Kongress im No-
vember auf – für manche durchaus überra-
schend, da er noch nicht ganz im pensions-
berechtigten Alter angekommen ist. 

SGB «entdeckt» Pensionskassen
In seiner künftigen Tätigkeit beim PK-Netz 
soll Lampart – in der Nachfolge von VPOD-
Zentralsekretär Jordi Serra – die gewerk-
schaftliche Präsenz in den Pensionskassen 
ausbauen und die Mitsprache der Arbeit-
nehmenden stärken. «Mit der Nomination 
Lamparts für das PK-Netz unterstreicht der 
SGB-Präsidialausschuss die strategische Be-
deutung der beruflichen Vorsorge», heisst es 

im SGB-Communiqué. 
Unsere Rede: In der zwei-
ten Säule liegen mehr 
als tausend Milliarden 
Franken an Kapital der 
Arbeitnehmenden. Über 
Höhe und Qualität der 
künftigen Renten wird 
dort entschieden. Jetzt 
scheint auch der SGB 
langsam zu registrieren, 
dass es nicht ausreicht, 
bei jeder Gelegenheit die 
AHV zu preisen und das 
BVG schlechtzumachen. 
Letzteres existiert; seine 
Probleme müssen gelöst 
werden. 

«Prägende Leistungen»
Als Leiter des SGB-Sekretariats hat Daniel 
Lampart die gewerkschaftliche Politik und 
die Wahrnehmung der Gewerkschaften in 
der Öffentlichkeit während zweier Jahrzehn-
te geprägt – als stets schwiegersohntaugli-
cher und charmanter, aber inhaltlich bissiger 
Sprecher der Beschäftigten. «Er ist eine zen-
trale Stimme in der Lohnpolitik, bei der Ent-
wicklung und Verteidigung der flankieren-
den Massnahmen 
sowie in der Alters-
vorsorge», würdigt 
ihn der SGB. Sein 
grösster Triumph 
war der Abstim-
mungserfolg bei 
der 13. AHV-Rente, 
der für viele – aber 
nicht für Lampart 
mit seinem Gespür 
für sozialpolitische 
Tektonik – uner-
wartet kam. 

«Das SGB-Präsidium dankt Daniel Lampart 
schon jetzt für sein ausserordentliches En-
gagement und die prägenden Leistungen 
in dieser Zeit als Sekretariatsleiter und 
freut sich, dass er sich auch weiterhin für 
ein zentrales Anliegen der Gewerkschaften 
engagieren will», heisst es in der SGB-Mit-
teilung. SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard 
lobt, Lampart habe «mit fundierten Analy-
sen und hartnäckiger Verhandlungsführung 
den Anliegen der Arbeitnehmenden in Po-
litik, Öffentlichkeit und gegenüber den Ar-
beitgebern Nachdruck verschafft». 
Ob der Wechsel im SGB-Präsidium – 2019 
hat der langjährige Paul Rechsteiner das Amt 
an Pierre-Yves Maillard weitergegeben – den 
Abgang Lamparts befördert hat, wüssten nur 
echte Insider zu sagen. Bekannt ist, dass 
die Zusammenarbeit Rechsteiner/Lampart 
geschmeidiger ablief als die in der neuen 
Führungsspitze. Ähnliches sickert auch 
aus Lamparts Abschiedsinterview im Blick 
(30. 04.26): «Rechsteiner: ein Ostschweizer, 
Maillard: ein Lausanner. Das sind zwei Wel-
ten. Ich bin Zentralschweizer und damit der 
Ostschweiz wahrscheinlich näher. Ich habe 
aber sehr viel gelernt von Maillard.»
Daniel Lampart vertrat die Gewerkschaften 
auch in zentralen Institutionen der Sozial-

partnerschaft: als Vizepräsident des 
Suva-Rates (wo er noch bleibt), als Vi-
zepräsident der Aufsichtskommission 
des ALV-Ausgleichsfonds sowie als 
Mitglied des SNB-Bankrates und der 
Weko. Die Nachfolge auf dem Posten 
des SGB-Chefökonomen/der SGB-
Chefökonomin ist noch nicht bekannt. 
Interimistisch leitet Lampart derzeit 
zusätzlich die SGB-Kommunikation; 
dort ist aber bereits klar, wie es wei-
tergeht: Co-Kommunikationsleiterin 
wird – ein Transfer vom VPOD zum 
SGB – Ronja Jansen. 

Gewerkschaften

Der Moment des grössten Triumphs: SGB-Präsident Pierre-Yves  
Maillard (links) und SGB-Chefökonom Daniel Lampart freuen sich 
über das Ja zur 13. AHV. 

Gabriela Medici wird  
neu alleinige Leiterin des 
SGB-Sekretariats. 

Wechsel im SGB-Sekretariat und beim gewerkschaftlichen PK-Netz

Lampart geht 
Ende April ist bekanntgeworden, dass Daniel Lampart die Leitung des SGB-Sekretariats und die Position des 
Chefökonomen Ende Jahr abgeben wird. Gabriela Medici soll die Sekretariatsleitung allein übernehmen, Lampart ist 
als Präsident des PK-Netzes designiert. | Text: Christoph Schlatter (Fotos: Keystone [oben] und SGB [unten]) 

10  Juni 2026



  |  VPODBerufliche Vorsorge

2025 war mit einer Nettoperformance von 
6,1 Prozent erneut ein gutes Anlage- und 
Pensionskassenjahr. Positiv ist, dass zwei 
von fünf Kassen die Vorsorgeguthaben mit 
5 Prozent und mehr verzinst haben. Knapp 
die Hälfte der Kassen hat auch die Ren-
ten erhöht, fast 10 Prozent dauerhaft – in 
Form eines Teuerungsausgleichs oder einer 
13. Rente. In der anderen Spielfeldhälfte ste-
hen jene Kassen, die ihren Versicherten die 
Altersguthaben kaum erhöht haben. Das 
spiegelt die Unzulänglichkeiten und Un-
gerechtigkeiten des Systems. 

Gewinne fehl am Platz
Der Mindestzins beispielsweise erfüllt seine 
Funktion nicht. Er sollte garantieren, dass 
die Anlageerträge bei den Versicherten tat-
sächlich ankommen. Aber er ist seit Jahren 
zu tief, auch heuer mit 1,25 Prozent. Das 
ermöglicht es profitorientierten Kassen, ihre 
Versicherten um einen Teil der Erträge zu 
prellen. Die Renditeerwartungen der Kassen 
liegen im Mittel im Bereich von 2,5 Prozent, 
also doppelt so hoch wie der Mindestzins. 

Angesichts der tieferen 
Sollrenditen und techni-
schen Zinssätze ist das ein 
weiterer Hinweis darauf, 
dass ein Teil der Erträge 
nie bei den Versicherten 
ankommt.
Die Aufsicht über die zwei-
te Säule muss die zweck-
mässige Verwendung des 
Vorsorgevermögens prü-
fen. Das heisst, sie muss 
auch das Preis-Leistungs-
Verhältnis beurteilen. Das 
passiert in der Praxis aber 
viel zu wenig. Der Fall der 
Tellco – das VPOD-Maga-
zin berichtete – verdeut-

licht diese Missstände. Auch die Evaluation 
der BVG-Strukturreform belegt es: Sammel- 
und Gemeinschaftseinrichtungen betreiben 
Abzocke auf Kosten der Versicherten. Im-
merhin weisen die neuen Weisungen der 
OAK BV für Rechtsgeschäfte mit Naheste-
henden in die richtige Richtung. 
Klar ist für den SGB: Eine Sozialversiche-
rung wie die zweite Säule darf überhaupt 
keine Gewinne auf Kosten der Versicherten 
generieren. Sie muss als Non-Profit-Struktur 
organisiert sein. Aber der Versicherungsge-

danke wird immer weiter zurückgedrängt. 
Ein weiteres Problem ist der teuerungsbe-
dingte Kaufkraftverlust bei den Renten. Er 
beträgt inzwischen – seit 2015 – mehr als 
7 Prozent. Damit verfehlt die zweite Säule 
ihr Verfassungsziel: die Fortführung der ge-
wohnten Lebenshaltung. Vielen reicht ihre 
Rente nicht mehr zum Leben. 

«Umverteilung» ist gewollt
Erneut hat die OAK BV in ihrem Bericht 
auch die «Umverteilung zwischen aktiven 
Versicherten und Rentenbeziehenden» 
geschätzt. Das ist ein Unding. Auch wenn 
in den letzten Jahren entgegen dem, was 
medial kolportiert wird, stets eine «Umver-
teilung zulasten der Rentenbeziehenden» 
festgehalten wurde (und eben nicht eine 
zulasten der aktiven Generation): Diese 
Schätzung ist eine Fehlleistung der OAK. 
Erstens gehört sie nicht zu ihren Aufgaben. 
Und zweitens basiert jede institutionalisier-
te Altersvorsorge darauf, dass Kaufkraft der 
Erwerbstätigen auf die Rentnerinnen und 
Rentner umgelegt wird. Die zweite Säule 
beruht auf kollektivem Sparen mit kollek-
tiver Risikoverteilung und konstantem 
Leistungsversprechen. «Umverteilung» 
ist deshalb systemimmanent, gewünscht 
und ökonomisch effizient. 

Sag mir, wo die Blumen – und die Erträge – sind! Wer pflückte 
sie so geschwind? Wann wird man je versteh’n?

Bericht der BVG-Oberaufsicht (OAK BV) zur finanziellen Lage der Pensionskassen

Sag mir, wo die Erträge sind
Die durchschnittliche Neurente der Pensionskassen ist seit 2015 um 11 Prozent auf einen historischen Tiefstwert 
abgesackt. Dabei ist die finanzielle Lage der Einrichtungen in der zweiten Säule gut. Was läuft da schief ? Wo sind die 
Anlageerträge geblieben? | Text: Jonas Eggmann, SGB (Foto: Nikola Milosevic/iStock)

Pensionierte verlangen Teuerungsausgleich 

Bei der AHV gibt es einen Mechanismus zur 
Anpassung der Renten an die Lohn- und Preis-
entwicklung. Im BVG ist ein Ausgleich freiwil-
lig – je nach Inflation unterliegen die Renten 
so einer beträchtlichen Entwertung. Bei 2 Pro-
zent Teuerung sinkt ihre Kaufkraft in 20 Jah-
ren auf zwei Drittel des ursprünglichen Werts. 
Die Pensionierten der VPOD-Region Zürich 

verlangen nun per Resolution dauerhafte oder 
wenigstens einmalige Teuerungszulagen. 
Dazu seien die Kassen in der Lage. Auch das 
Thema, dass ihre Interessen meist kaum oder 
gar nicht repräsentiert sind, bewegt die Rent-
nerinnen und Rentner; sie fordern das «Recht 
auf Vertretung in den PK-Stiftungsräten mit 
vollwertigem Stimm- und Wahlrecht». | vpod
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personal hat die Flughafen Zürich AG die Bedingungen für die 
Angestellten der am Flughafen tätigen Betriebe jetzt einseitig ver-
schlechtert und damit einen Sturm der Entrüstung ausgelöst. 5000 
Unterschriften auf einer Petition kamen sofort zusammen. Ende 
April protestierten 500 Beschäftigte zusammen mit dem VPOD; 
eine Delegation marschierte zum Hauptsitz der AG und übergab 
einen «Schmähpreis für Parkplatz-Wucher». Die Flughafen Zürich 
AG, die zu gut 38 Prozent dem Kanton und der Stadt Zürich ge-
hört, schrieb 2025 einen Gewinn von fast 400 Millionen Franken. 
Die Löhne etwa bei den Bodenabfertigern sind tief. Es ist auch die 
Empfindung, einen der letzten Benefits hergeben zu müssen, die 
die Leute auf die Barrikaden treibt. | vpod (Foto: VPOD)

Basel-Stadt: Die Freude war kurz
Im letzten VPOD-Magazin wurde an dieser Stelle jubiliert, dass der 
Grosse Rat von Basel-Stadt das Lohnmassnahmenpaket in seiner 
Gänze angenommen habe. Dieser Entscheid wurde inzwischen 
wegen einer technischen Panne bei der Abstimmung für ungültig 
erklärt; bei der Wiederholung im Mai kam eine deutlich schlech-
tere Variante durch. So wurde die Erhöhung der Schichtzulagen 
verringert. Auch bei den Einstiegslöhnen ist der korrigierte Ent-
scheid ungenügend, weil er nur die tiefsten Lohnstufen betrifft. 
Besonders kritisch beurteilt man die neu verankerte Vorgabe, 
wonach keine «systemische Besserstellung» gegenüber der Pri-
vatwirtschaft bestehen dürfe. Der VPOD mahnt, der Staat müsse 
sich als verantwortungsvoller Arbeitgeber positionieren – «nicht 
als Minimalanbieter im Wettbewerb um möglichst tiefe Arbeits-
bedingungen». | vpod

St.  Gallen soll nicht abbauen
Das Entlastungsprogramm «Alliance» (was die immer für Namen 
haben, diese Sparpakete!) der Stadt St.  Gallen findet beim VPOD 
Ostschweiz keine gute Aufnahme. Als «unverhältnismässig» und 
«verantwortungslos» empfindet man insbesondere den Abbau 
von 46 Stellen. Zusammen mit weiteren Einsparungen bei den 
Löhnen soll das die Rechnung um rund 17 Millionen Franken 
aufhübschen. Auch auf der Leistungsseite soll es zu Einschnitten 
kommen, die aus VPOD-Sicht problematisch sind: etwa dass der 
Betreuungsschlüssel bei der Tagesbetreuung verschlechtert wird 
oder dass Schullager gestrichen werden. Auch die Schliessung 
des Volksbades wäre ein herber Verlust: Es handelt sich bei dem 
einzigartigen Jugendstilbau um das zweitälteste Hallenbad der 
Schweiz und um das älteste, das noch in Betrieb steht. | vpod

Stadtbus-Streik: Erfolg eingetütet
Das durch den Streik bei Stadtbus Winterthur Erreichte ist durch-
gesetzt und eingetütet. Die Hauptforderungen des VPOD bei der 
Arbeitsniederlegung im März betrafen die Schichtplanung, insbe-
sondere die Ersatzdienste (ED). Bisher rutschten die Winterthurer 
Busfahrerinnen und Busfahrer deswegen fast zwangsläufig ins 
Stundenminus – nämlich wenn sie eingeteilte Dienste kurzfristig 
dann doch nicht fahren mussten (oder durften). Damit ist Schluss: 
Ab 1. August gibt es eine Zeitgutschrift, wenn kein Einsatz erfolgt. 
Auch sollen solche ED im Schnitt nur noch einmal monatlich 
zugewiesen werden. Der Forderung nach einer Nachtzulage be-
reits ab 20 Uhr (und nicht erst ab 22 Uhr) kommt Stadtbus eben-
falls nach. Überhaupt sollen die Anliegen des Personals bei der 
Dienstplangestaltung künftig besser berücksichtigt werden. Ob das 
dann so gelebt wird, bleibt abzuwarten. Im Moment zieht Micha 
Amstad, VPOD-Zentralsekretär, eine durchwegs positive Bilanz der 
Mobilisierung: «Es hat sich gelohnt, zu kämpfen.» | slt (Foto: VPOD)

Flughafen: Protest gegen Parkpreiserhöhung
Viele, die am Flughafen Zürich arbeiten, sind wegen der unregel-
mässigen und randständigen Dienstzeiten auf das Auto angewie-
sen und müssen das dort günstig abstellen können. Mit einem 
Preisaufschlag von satten 30 Prozent fürs Büropersonal und einer 
Parkzeitbegrenzung auf 36 Stunden – zuvor 10 Tage – fürs Boden-

Lohnender Kampf: Streik bei Stadtbus Winterthur. 

Verbreitete Empörung: Protest gegen die Flughafen AG. 
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Vierzehn grosse Schweizerinnen  
(und ein Kuckucksei)
Dem Trend, das Wirken bisher übersehener oder übergangener Frauen in der  
Geschichte sichtbar zu machen, kann sich auch das VPOD-Magazin nicht  
entziehen. Die 14 Porträtierten haben sehr Unterschiedliches, aber je  
Einmaliges vollbracht. Und sie stehen (noch) nicht in der ersten Reihe der 
feministischen Gedenkliteratur. Es handelt sich um einen zugegeben subjektiven  
und angreifbaren Streifzug; man hätte auch 14 (oder 140) andere auswählen  
können. Kein Zufall ist, dass die Kurzbiografien so nebenbei auch die Bedeutung  
der Schweiz als Fluchtland sowohl im 19. als auch im 20. Jahrhundert spiegeln.  
Gegen allzu grosse Harmonie ist ein Kuckucksei eingestreut. (Die Reihenfolge  
entspricht dem Geburtsjahr.) | Text: Christoph Schlatter (Bildnachweis: Seite 22)

Mutter des Rütlischwurs
Das für den Gründungsmythos der Eidge-
nossenschaft bedeutendste Stück Literatur 
stammt bekanntlich von einem Schwaben: 
Friedrich Schillers Drama «Wilhelm 
Tell» von 1804 bündelt Legenden 
unterschiedlicher Herkunft zu ei-
nem bezwingenden Theaterstück 
rund um den heroischen Freiheits-
kampf der Urkantone. Noch Mani 
Matter («Si hei dr Wilhelm Täll 
ufgfüehrt») hat über die revolutio-
näre Konstellation intensiv nachge-
dacht . . . 
Dem angeblichen Rütli-Verschwö-
rer Werner Stauffacher (ein Land-
ammann Stauffacher ist für 1313 
in Schwyz nachweisbar) verpasst 
Schiller eine Ehefrau mit Vornamen 
Gertrud – und im ersten Aufzug 
einen prägnanten Dialog mit dem 
Gatten. Demnach ist sie die eigent-
liche Anstifterin des Umsturzes: 
«Drum tät es gut, dass eurer etli-
che, die’s redlich meinen, still zu 
Rate gingen, wie man des Drucks 
sich möcht erledigen.» Es ist ihre 

Rede, die den Ehemann dazu bringt, in Uri 
und Unterwalden nach Gleichgesinnten zu 
suchen. Ihr Vertrauen («Dem Mutigen hilft 

Gott»), ihre Zuversicht («Sieht vorwärts, Wer-
ner, und nicht hinter dich») und ihre Bereit-
schaft, im äussersten Fall statt der Knecht-

schaft den Suizid zu wählen («Ein 
Sprung von dieser Brücke macht 
mich frei») bringen die Dinge in 
Gang. 
Zu einem dem Altdorfer Tell-Denk-
mal ebenbürtigen Stauffacherinnen-
Monument kam es trotz Forderung 
des Ersten Schweizerischen Frauen-
kongresses 1896 nie. Immerhin ist 
Gertrud Stauffacher im Bundeshaus 
präsent – und war das schon, als die 
Reinigungskräfte die einzigen Frauen 
waren, die dort aus- und eingingen. 
Sie sitzt vorn im Nationalratssaal. 
Leider ist Schillers Stauffacher-Di-
alog so gestaltet, dass er auch den 
Frauenstimmrechtsgegnern Futter 
lieferte. Ihre Logik: Politische Teilha-
be sei der Frau von alters her indirekt 
gegeben – durch Beeinflussung des 
Mannes. Es hiessen aber auch viele 
fortschrittliche Organisationen und 
Projekte nach der Stauffacherin. 

Gertrud Stauffacher 
(fiktiv; 13./14. Jahrhundert)

1
Juni 2026  13



DOSSIER  |  14. Juni – Frauen-, Care-, feministischer Streik

Vom Groupie zur Revolutionärin 
Am 27. April 1848 verliert die Deutsche (ge-
nauer: die Badische) Revolution ihre vor-
läufig letzte Schlacht (1849, nach weiterem 
erfolglosem Aufbäumen, muss sie sich für 
70 lange Jahre geschlagen geben). Als «Ge-
fecht bei Dossenbach» ist jenes blutige Ge-
schehen in die Geschichte eingegangen; es 
spielte sich unweit der Schweizer Grenze bei 
Lörrach ab. 
Zur unterlegenen Demokratischen Legi-
on gehörte ein Ehepaar: Emma und Georg 
Herwegh-Siegmund. Er: Dichter der Revo-
lution, der später, 1863, dem Allgemeinen 
Deutschen Arbeiterverein die unvergängliche 
Parole «Alle Räder stehen still, wenn dein 
starker Arm es will» ins Stammbuch schrei-
ben sollte. Sie: Ursprünglich sein Groupie, 
das, durch einen Gedichtband getriggert, die 
Begegnung mit dem Idol herbeiführte – eine 
Woche später war man verlobt. 
Vom Schlachtfeld retten sich die Herweghs 
zu einem Landwirt, der ihnen hilft, den reak-
tionären Häschern zu entgehen: «Herwegh 

liess sich, um ganz un-
kenntlich zu werden, den 
Bart scheren und zog 
alte Bauernkleider an, 
ich fuhr ebenfalls in ein 
paar abgetrag’ne, zer-
rissene Lumpen hinein, 
und so erreichten wir 
– jeder eine Mistgabel 
auf der Schulter – glück-
lich das Feld. Drei volle 
Stunden arbeiteten wir 
dort – Herwegh am ei-
nen, ich am andern Ende 
des Ackers.» Am Abend 
gelingt die Flucht über 
den Rhein. Emma Herwegh war ihrem Mann 
schon ein erstes Mal, als er 1843 Deutschland 
verlassen musste, in die Schweiz gefolgt. Sie 
tat es ein letztes Mal als Tote, um an der Seite 
des 29 Jahre zuvor Verstorbenen in Baselland 
begraben zu werden, «in freier republikani-
scher Erde», wie er gewünscht hatte. 

Sie hat nicht nur als sehr 
konkrete Kämpferin für 
die Demokratie Bedeu-
tung (ihre Pistolen sind 
in Liestal ausgestellt), 
auch nicht nur als Un-
terstützerin revolutionä-
rer Bestrebungen (dem 
späteren Napoleon-III.-
Attentäter Orsini verhalf 
sie zur Flucht aus dem 
Gefängnis). Sie war auch, 
brieflich und als Gastge-
berin, Teil eines intellek-
tuellen Netzes, zu dem 
die progressiven Kräfte 

der Zeit gehörten. In ihrem Pariser Salon ver-
kehrten Michail Bakunin, Heinrich Heine, Vic-
tor Hugo, Franz Liszt, Karl Marx, George Sand; 
in Zürich waren Keller, Semper und Wagner zu 
Gast. Unbeirrt hielt Emma Herwegh, auch in 
ihren späten Jahren, fest am Credo: «Vive la 
République démocratique et sociale!» 

Die erste Vereinsgründerin 
Soeben, am 24. Mai 
2026, hätte man den 
200. Geburtstag einer 
der bedeutendsten und 
frühesten Schweizer 
Frauenrechtlerinnen be-
gehen können – wenn 
denn jemand daran ge-
dacht hätte, dies zu tun. 
Marie Goegg, geboren 
als Marie Pouchoulin in 
Genf, war die erste, die 
den Kampf um gleiche 
Rechte für ihr Geschlecht 
auf eine organisatorische 
Ebene hob. Und zwar 
1868 mit der «Association internationale des 
femmes». Diese hatte zum Ziel, «sich für die 
moralische und intellektuelle Weiterentwick-
lung der Frau sowie für die schrittweise Ver-
besserung ihrer Stellung in der Gesellschaft 
einzusetzen, indem sie ihre Menschen-, 
Bürger-, Wirtschafts-, Sozial- und politischen 
Rechte einverlangt». Was für ein Programm! 

Wer wollte, konnte den 
Anmeldetalon direkt zu-
rücksenden an Gründe-
rin Marie Goegg, 25 rue 
du Mont-Blanc, Genf, 
und verpflichtete sich da-
mit zur Zahlung des Jah-
resbeitrags von 3 Fran-
ken. Und dazu, sich für 
die Ziele des Vereins ein-
zusetzen, und zwar «mit 
allen verfügbaren Mitteln 
der Propaganda wie et-
wa Vorträge, Petitionen, 
Zeitungen, Schulungen, 
Broschüren etc. etc.» 

Das Leben der Marie Goegg war bewegt 
und in vielerlei Hinsicht Ausdruck der kriti-
sierten Zurücksetzung der Frau in ihrer Zeit. 
Die Kindheit als Uhrmachertochter, die erste 
Ehe, das erste Kind, die Scheidung, die zwei-
te Liebe, weitere Kinder sowie ein von poli-
tischen Ereignissen aufoktroyiertes Exil – da 
war viel Inspiration, aber ohne Zweifel auch 

viel Nervenaufreibendes. Der zweite Mann, 
Amand Goegg, war ein Badenser, Anhänger 
der radikal-demokratischen Bewegung und 
1848er-Revolutionär. Nach der Niederlage 
der Aufständischen floh er in die Schweiz, 
die ihn zweimal auswies, einmal 1849, ein-
mal 1856.
Marie Pouchoulin, die seine Frau wurde, ging 
mit ihm erst nach London, dann ins badische 
Offenburg. In Bezug auf das Gedankengut, 
aber auch im Hinblick auf Organisatorisches 
wie Vereinsgründungen hat sie ihm wohl ei-
niges abgeguckt. Aber die Konsequenz ihres 
Programms schreckte viele ab. Auch viele 
Frauen. Die erste Vereinigung hielt nur vier 
Jahre. Auch die Nachfolgeorganisation, die 
«Association pour la défense des droits de la 
femme», hatte nur kurz Bestand. (Langlebiger 
waren in dieser frühen Phase der Schweizer 
Frauenemanzipation «moralisch» fundier-
te Bestrebungen zur Hebung der Sittlichkeit 
oder überhaupt gemeinnützige Verbände. 
Berührungspunkte gab es im Kampf für den 
Frieden. Siehe folgende Seite.)

Emma Herwegh 
(1817 – 1904)

Marie Goegg-Pouchoulin 
(1826 – 1899)
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Frauen-, Friedens- und Sozialarbeit 
«Unsere eigene Gleichgültigkeit und Inter-
esselosigkeit machte es den Männern leicht, 
ihre Vorrechte als Rechte und die heutigen 
Zustände als die gegebenen und richtigen zu 
betrachten. Jedes Volk hat nicht nur die Re-
gierung, die es verdient, sondern wir Frauen 
haben auch die Männer, die wir verdienen.» 
Diese harten Worte ans eigene Geschlecht 
formulierte 1923 Clara Ragaz-Nadig, eine der 
bedeutendsten Frauenrechtlerinnen und Pa-
zifistinnen der ersten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts. 
Mit dem eigenen Gatten konnte sie einiger-
massen zufrieden sein: Leonhard Ragaz hatte 
seine Theologieprofessur an der Universität 
Zürich hingeschmissen mit der Begründung, 
er wolle einer kriegstreiberischen Kirche keine 
Pfarrer zuführen. Ansonsten blieb sein Wirken 
auf das Wort beschränkt. Sie dagegen, Clara 

Ragaz, war auch in irdischen Niederungen zu-
gegen und tätig: als frühe Vertreterin der So-
zialen Arbeit in der Schweiz. Das Haus an der 
Zürcher Gartenhofstrasse, 
wo sie wirkte, war eine der 
ersten hiesigen Umset-
zungen des Settlement-
Gedankens. 
Aber die Frage, ob Sozi-
alarbeit nicht bloss die 
ärgsten Wunden eines 
inhumanen Systems zu-
pflastere und dieses da-
mit am Laufen halte (statt 
seinen Untergang zu be-
fördern), trieb auch sie 
– wie viele Pionierinnen 
der Disziplin – um. Ihren 
Pazifismus modifizierte 

Clara Ragaz in Anbetracht des Weltgesche-
hens: Zwar trat sie 1935 aus der SP aus, als 
diese sich zur Landesverteidigung bekannte. 

Aber angesichts des Spa-
nischen Bürgerkriegs er-
schien ihr wehrloses Sich-
abschlachten-Lassen auch 
nicht als Option. 
Davon, dass die Frauen 
grundsätzlich das bes-
sere, friedfertigere Ge-
schlecht seien, war sie 
schon im Ersten Weltkrieg 
abgekommen; «tief betrü-
bend» fand sie den patri-
otischen Jubel von Frauen 
an allen Fronten. 

Erzählerin und Ernährerin 
Hinter jedem grossen Mann steht eine Frau, 
die dessen Leistung erst möglich gemacht 
hat. (Indem sie ihm die Hemden wusch. 
Oder indem sie gleich selbst den Kern der 
Erfindung oder des Produkts lieferte.) Bei der 
Kinderbuchautorin Lisa Tetzner stellt sich die 
gängige Legende umgekehrt dar: Von ihrem 
Bestseller «Die schwarzen Brüder» (1940/41) 
sind nur die ersten paar 
Seiten ihr eigenes Werk; 
der ganze Rest stammt 
vom Ehemann, Kurt 
Kläber. (Dieser ist unter 
dem Pseudonym Kurt 
Held wiederum für einen 
anderen Kinderbuch-
Klassiker berühmt: «Die 
rote Zora und ihre Ban-
de».) 
Dass das vermeintliche 
Tetzner-Buch über die 
nach Mailand verding-
ten Tessiner Kaminfe-
gerbuben unter ihrem 

Namen erschien, ist dem Publikationsverbot 
geschuldet, mit dem Kläber als politischer 
Flüchtling – Mitglied der KPD und des Bun-
des proletarisch-revolutionärer Schriftsteller 
– im Schweizer Exil belegt war. «Die schwar-
zen Brüder» ist eine grosse (für sensible 
Kinder allerdings gar zu traurige) Geschich-
te über die Kraft der Solidarität: Die drang-

salierten jugendlichen 
Arbeitskräfte schliessen 
sich in der fremden 
Grossstadt zusammen 
und trotzen so – als 
«Schwarze Brüder» – 
auch den Angriffen einer 
rivalisierenden Mailän-
der Jugendgang. 
Kläbers Ehefrau Lisa 
Tetzner, geboren 1894 
im sächsischen Zittau, 
war in der Zwischen-
kriegszeit als wandern-
de Märchenerzählerin 
unterwegs, ehe sie beim 

Berliner Rundfunk die Kindersendung über-
nahm. 1933 emigrierte das Paar ins Tessin. Da 
war sie es, die mit ihren Einkünften als Do-
zentin am Basler Lehrerinnenseminar das Fa-
milieneinkommen erwirtschaftete. (Insofern 
gilt die Frau-hinter-berühmtem-Mann-Regel 
dann doch.) 
Insbesondere aber hat Lisa Tetzner, seit 1948 
Schweizer Bürgerin, auch selbst namhaf-
te Beiträge zur Jugendliteratur verfasst: Ihr 
Hauptwerk, «Erlebnisse und Abenteuer der 
Kinder aus Nr. 67» hat neun Bände und blät-
tert aus kindlicher und jugendlicher Perspek-
tive die Ereignisse der Nazizeit – Krieg, Flucht 
und Exil – am Beispiel einer auseinandergeris-
senen Berliner Hausgemeinschaft auf. 

Clara Ragaz 
(1874 – 1957)

Lisa Tetzner 
(1894 – 1963)
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Mozart für die Ewigkeit
Sängerinnen? Von ihnen weiss man auch aus 
früheren Jahrhunderten, auch wo kein akus-
tisches Zeugnis erhalten ist. Weltbekannte 
Instrumentalmusikerinnen aber sind bis in 
die Nachkriegszeit hinein rar. Die 1895 in Bu-
karest geborene Clara Haskil gehört zu den 
«frühen» Pianistinnen mit internationaler 
Laufbahn. Diese allerdings war hart erkämpft; 
erst im letzten Lebensjahrzehnt fand die 
Künstlerin, mittlerweile in Vevey lebend und 
Schweizerin geworden, die ihr gebührende 
Anerkennung. Berühmt ist das Bonmot ihres 
Nachbarn am Genfersee, Charlie Chaplin, mit 
dem sie freundschaftlich verkehrte. Er habe in 
seinem Leben nur drei Genies gekannt: Win-
ston Churchill, Albert Einstein und – Clara 
Haskil. 
Es waren ebenso gesundheitliche wie welt-
politische Krisen, die den Erfolg der als 
Wunderkind gehandelten, in Paris ausge-
bildeten Musikerin hemmten. Wegen einer 
Wirbelsäulenverkrümmung verbrachte sie 

die vier Jahre des Ersten 
Weltkriegs buchstäblich 
eingeschweisst in ein 
Korsett in der nordfran-
zösischen Provinz. Eine 
in den Jahren danach 
aufkeimende internatio-
nale Karriere unterbrach 
der Zweite Weltkrieg. 
Wiederhol t  musste 
Haskil, die als Jüdin be-
sonderer Bedrohung 
ausgesetzt war, fliehen: 
1941 aus dem besetzten 
in den unbesetzten Teil 
Frankreichs, 1942, just 
bevor die Nazis kamen, aus dieser Zone in die 
Schweiz. Erst nach 1945 vermochte sie sich als 
Pianistin durchzusetzen, und zwar in einem 
Kernrepertoire von Klassik und früher Roman-
tik, abseits der hochvirtuosen Tastentiger-Stü-
cke aus dem Paris ihrer Jugendzeit. Konzerte 

und Schallplatten mit 
berühmten Orchestern 
und Kammermusikpart-
nern festigten jetzt ihren 
Ruhm. 
Noch Jahrzehnte nach 
ihrem Tod und anhand 
einer überschaubaren 
Zahl von Einspielungen 
wird sie als herausragen-
de Mozart-Interpretin 
eingestuft. Clara Haskils 
Spiel schafft Momente 
grösster Intimität, die vi-
tal und fragil zu gleicher 
Zeit sind. Etwa in den 

grossen Klavierkonzerten Mozarts oder in 
der letzten Schubert-Sonate. Die Folgen eines 
unglücklichen Treppensturzes am Brüsseler 
Bahnhof überlebt sie nicht. Ein internationaler 
Klavierwettbewerb und eine Bushaltestelle in 
Vevey sind nach ihr benannt.

Wien – Zürich – Berlin (DDR)
Das «Cabaret Cornichon» 
spielte von 1934 bis 1951 
in Zürich und gilt als Inbe-
griff satirisch-literarischen 
Widerstands gegen Nazi-
deutschland. Dieser später 
über Jahrzehnte befeuerte 
Mythos ist durch wissen-
schaftliche Arbeiten jüngst 
etwas ramponiert worden. 
Das «Cornichon» war kei-
neswegs so allzeit aufrecht 
widerständig, wie es in der 
Erinnerung erschien. Man 
kritisierte die Schweizer 
Flüchtlingspolitik schon – 
aber vor dem Krieg. Zur Grenzschliessung von 
1942, die zahllose Jüdinnen und Juden in den 
sicheren Tod wies, blieb das Cabaret stumm. 
Und dass die Bühne Heimstatt und Brotge-
berin für Exilierte gewesen sei, trifft nur sehr 
beschränkt zu. 
Mathilde Danegger, eine Säule des Ensemb-
les in den frühen Jahren, war zwar gebürtige 

Wienerin, aber eine 
halbe Zürcherin. Durch 
ihre (zweite) Ehe mit 
dem «Cornichon»-
Mitbegründer Walter 
Lesch war sie ohnehin 
Schweizerin und als 
Interpretin «gesetzt». 
Mit dem Chanson «Un-
dereinisch» sang sie 
1935 vehement gegen 
die Fröntler und gegen 
die Idee an, dass das 
«Schweizerkreuz einen 
Haken» habe. 
Ab 1938 trifft man sie 

am Schauspielhaus (etwa – nacheinander 
– in sämtlichen Frauenrollen in «Wilhelm 
Tell», aber auch in Uraufführungen von Ber-
tolt Brecht und Max Frisch). In Filmen über-
nahm sie Nebenrollen, so auch in «Gilberte 
de Courgenay», dem Monument geistiger 
Landesverteidigung. Was für ein Gegensatz 
zu Daneggers (heimlichem) politischen Wir-

ken für ein kommunistisches Nachkriegs-
deutschland! 
Nach 1945 gelangt sie über Zwischenstati-
onen nach Ostberlin, wo sie im Berliner En-
semble und am Deutschen Theater Erfolg 
hat: eine mit Clara-Zetkin-Medaille, Kunst- 
und Nationalpreis sowie Vaterländischem 
Verdienstorden hochdekorierte DDR-Künstle-
rin, die beispielsweise bei der Ausbürgerung 
Wolf Biermanns (1976) auf Parteilinie bleibt 
und schweigt. Eine bittere Stelle weist aber 
auch ihr Leben im SED-Staat auf: 1958 wird 
ihr (dritter) Mann verhaftet und für drei Jahre 
in den Stasiknast Bautzen gesperrt. Mathilde 
Danegger bleibt die populäre Darstellerin von 
allenfalls kauzigen, aber im Herzensgrund gu-
ten Müttern und Grossmüttern – etwa 1963 
in «Frau Holle», einem der legendären Defa-
Märchenfilme. (Ihre Tochter Karin Lesch ist 
zehn Jahre später die Königin im Weihnachts-
filmklassiker «Drei Haselnüsse für Aschen-
brödel».)

Clara Haskil  
(1895 – 1960)

Mathilde Danegger   
(1903 – 1988)
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Schlager für Soldaten und Matrosen 
«Vor der Kaserne, vor dem grossen Tor stand 
eine Laterne, und steht sie noch davor»: «Lili 
Marleen» war im Zweiten Weltkrieg der Sol-
datenschlager. Viel norddeutscher als dessen 
Sängerin, die bei Bremerhaven geborene Lale 
Andersen – eigentlich Liese-Lotte Bunnen-
berg –, kann frau eigentlich gar nicht sein. 
Trotzdem spielt im Leben der Künstlerin die 
Schweiz eine bedeutende Rolle. 
Ein erstes Mal kommt Lale Andersen 1933 
nach Zürich, eher tingelnde Kleinkünstlerin 
denn grosse Diva. Eine Scheidung und drei 
Kinder liegen da schon – fast buchstäblich 
– hinter ihr. Am Schauspielhaus spielt sie 
kleine und kleinste Rollen. Daneben gibt sie 
Chansonabende mit Brecht, Kästner, Rin-
gelnatz, Tucholsky. Hätte sie bleiben sollen? 
Für die Fremdenpolizei ist sie eine «zügello-
se Person», die sich hier offensichtlich «als 
Maitresse oder dergl. einrichten» wolle. Ihre 
Existenz sieht sie in Deutschland, trotz der 
neuen Machthaber, denen sie den andro-

gynen Auftritt samt Bubikopf-Frisur opfern 
muss. Und trotz der Liebe zum Schweizer Rolf 
Liebermann (dem Komponisten und späteren 
Opernintendanten). 
Dass ihre Platte «Lili Marleen» – ab 1941, zwei 
Jahre nach Erscheinen – 
zum Superhit auf beiden 
Seiten der Weltkriegsfront 
wird, ist Zufall. Wasch-
korbweise eingehende 
Feldpost sehen die Nazis 
mit Argwohn: Das Lied ist 
wenig wehrkraftfördernd 
und wird zeitweise verbo-
ten, Andersen für Auftritte 
gesperrt. Erst als die Alli-
ierten sie im KZ wähnen, 
darf sie wieder singen. 
Nach dem Krieg konzen-
triert sich Lale Andersen 
auf das Genre des See-
mannsschlagers; mit «Ein 

Schiff wird kommen» hat sie 1960 nochmals 
einen Nummer-1-Hit. Andere Lieder schreibt 
ihr der zweite Ehemann auf den Leib. Der 
wohnt in Zollikon am Zürichsee, worauf man 
bei Titeln wie «He, hast du Feuer, Seemann?» 

oder «Weit übers Meer» 
nicht ohne Weiteres ge-
kommen wäre. 
Bei allem bio- und geo-
grafischen Zickzack blieb 
eines konstant: Lale An-
dersens herbes Timbre 
und ihre unprätentiöse Art 
zu singen. Wie hatte ihre 
Zürcher Liebe Liebermann 
geschrieben? «Die Stim-
me klang unverändert, das 
heisst, du hattest noch 
immer keine. Aber Sex-Ap-
peal wie zwölf unmündige 
Negerinnen.»

 Die Stimmrechtsgegnerin 
«Unsere wahre Aufgabe ist dienen, schen-
ken, danken, nicht herrschen, fordern und 
kalte Berechnung. Das können die Hundert-
tausende von einfachen Schweizerfrauen 
nicht so ausdrücken, 
aber sie spüren es 
in sich.» Tja, unter 
der Gegnerschaf t 
des Frauenstimm-
rechts befanden sich 
nicht nur männliche 
Dumpfbacken. Es gab 
auch Frauen, die für 
die Entmündigung 
der Schweizerinnen 
eintraten. Sogar stu-
dierte: Eine Apothe-
kerin, Gertrud Haldi-
mann-Weiss, war die 
nationale Anführerin. 
Sie war Mitbegründe-
rin und Präsidentin 
des «Frauenkomitees 
gegen die Einführung 

des Frauenstimmrechts in der Schweiz», das 
nach der ersten («erfolgreichen») Abstim-
mung 1959 in «Bund der Schweizerinnen 
gegen das Frauenstimmrecht» umbenannt 

wurde. Haldimann 
hatte auch hier den 
Vorsitz inne, bis sie 
1967 zur Ehrenpräsi-
dentin ernannt wurde 
(und 1971 mit dem Ja 
zum Frauenstimm-
recht ihr Waterloo er-
lebte). Einige tausend 
Mitglieder dürfte die 
nationale Organisati-
on umfasst haben; sie 
stammten angeblich 
aus allen Schichten 
und Lebensaltern, 
wobei Ledige und 
Akademikerinnen die 
Ausnahme blieben. 
Der «grosse Harst», 
so Haldimann, sei 

«eben diese einfache Frau, deren politischer 
Instinkt noch unverfälscht sich äussert». 
Die Argumentation betonte den auf «gött-
licher Fügung» basierenden Unterschied 
zwischen den Geschlechtern, war patrio-
tisch, hierarchisch und antikommunistisch. 
Und ein Menschenrecht sei das Stimmrecht 
dann im Fall schon gar nicht.
Zudem schürten Haldimann und Genossin-
nen die Angst, der politischen Gleichberech-
tigung würde die «Gleichverpflichtung» auf 
anderen Ebenen folgen – beim Militärdienst 
etwa oder beim AHV-Alter. (Zumindest in 
letzterem Punkt erwies sich die Befürch-
tung als zutreffend.) 
Der Widerspruch, dass das Engagement 
gegen die Politisierung des weiblichen Ge-
schlechts selbst eine Form von Politik dar-
stellt, dünkte schon zeitgenössisch irgend-
wie gschpässig. Man wunderte sich über 
diese «Frauen, die vor der Abstimmung 
von Ort zu Ort fuhren, um am Vortragspult 
den Zuhörern zu erklären, dass die Frau ins 
Haus gehöre und nicht in die Politik». 

Lale Andersen   
(1905 – 1972)

Gertrud Haldimann
(1907 – 2001)
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Spanien- und Seelenreisende
«Die Reise nach Spanien war auch sehr, sehr 
abenteuerlich, weil sämtliche Vorbereitungen 
klandestin getroffen werden mussten. Die 
Genossen von der Kommunistischen Jugend 
Wien hatten mir ein Billett nach Basel gege-
ben, und von dort sollte ich weiterschauen. 
Ich musste zur Tarnung 
1. Klasse fahren, weil 
ja klar war: Es sind vor 
allem Proletarier, also 
Arme, die nach Spanien 
fahren.» 1937: Eine jun-
ge Grazerin mit schwei-
zerisch-hugenottischen 
Vorfahren (und einem 
wirkungslosen Accent 
auf dem Namen) reist 
zu den Internationalen 
Brigaden. Ausgebildete 
Röntgenassistentinnen 
wie Goldy – eigentlich 
Elisabeth Charlotta – 

Matthèy werden vor Ort dringend benötigt: 
«Es kamen täglich so wahnsinnig viele Leute 
in meine Röntgenstation. All die Knochenbrü-
che und Durchschüsse mussten ja erst mal 
geröntgt werden, damit man entscheiden 
konnte, wie oder ob man operieren kann.» 

Zwei Jahre bleibt Gol-
dy Matthèy in Spanien; 
dann ist das Land an 
Francos Faschismus 
verloren, aus dem es 
erst Mitte der 1970er 
Jahre wieder auftauchen 
wird. Ihr gelingt die 
Flucht nach Südfrank-
reich, dann die Rettung 
in die Schweiz. Goldy 
Parin-Matthèy hat ihre 
Spanien-Jahre immer 
als glücklich bezeich-
net, trotz Hunger und 
Krankheit, trotz Leid und 

Entbehrung. Mit ihrem Einsatz bei den ju-
goslawischen Partisanen 1944/45 suchte sie 
nochmals eine ähnliche Erfahrung, damals 
bereits an der Seite ihres Lebensgefährten 
und späteren Ehemanns Paul. «Das gleiche 
menschliche, solidarische, brüderliche Klima 
wie bei den Interbrigaden» habe auf dem Bal-
kan geherrscht. 
Eine «Entdeckungsfahrt» und einen «Gueril-
lakampf mit anderen Mitteln» nahm sie nach 
Rückkehr in die Schweiz als Psychoanalyti-
kerin auf; die Praxis, die sie mit ihrem Mann 
und Fritz Morgenthaler betrieb, war legendär. 
Utopie am Utoquai: Gemeinsam «erfand» 
man auch die Ethnopsychoanalyse und reiste 
nach Mali und in die Elfenbeinküste, wo Goldy 
Parin herausfinden wollte, ob der Rorschach-
Test auch bei indigenen Völkern Westafrikas 
funktioniere. Das kolonialistische Gschmäck-
le, das diesem Vorgehen aus heutiger Sicht 
anhaftet, war in den 1950er und 1960er Jahren 
offenbar noch nicht wahrnehmbar. 

Aufklärerin der Nation
«Liebe Marta» hiess die Rubrik. Von 1980 
bis 1995 erschien sie in der Boulevardzeitung 
Blick: Parallel zu Dr. Ruth in den USA machte 
sich Marta Emmenegger daran, das Volk über 
Bienchen und Blümchen hinaus aufzuklä-
ren. Sie übernahm den Job, obgleich auf den 
ersten Blick wenig sie dafür zu qualifizieren 
schien: Sie hatte das KV und ein wenig Praxis 
als Journalistin und Ratgeberin. Aber gerade 
eine gewisse Biederkeit war ein grosses Plus, 
wenn es darum ging, erotische Begierden 
und ihre eventuelle Umsetzung in Helvetiens 
Schlaf-, Bade-, Bastel- und Hotelzimmern 
zu betreuen. Oder auch: deren Scheitern zu 
moderieren. Und ab Mitte der 1980er Jahre, 
als HIV/Aids Thema wurde, war unvoreinge-
nommenes Reden über Sexualität eh Gebot 
der Stunde. 
Das zutiefst humane Credo der Marta Em-
menegger war, dass mensch sich seiner Lüste 
nicht zu schämen braucht. Aber dass beglü-
ckender Sex das Resultat eines Aushandlungs-
prozesses ist, bei dem Bedürfnisse und Bereit-

schaften auf Augenhöhe 
abgewogen werden. Oft 
stellte sie sich ermuti-
gend auf die Seite der 
Frauen und wies stein-
zeitliche Männer zurück; 
auch wer sich gockelhaft 
in Selbstdarstellung er-
ging, fand sich von Mar-
ta leise eingemittet. Ihr 
Umgang mit Homosexu-
alität war fortschrittlich, 
aber noch etwas zaghaft. 
Auch beim Thema Trans-
gender hat sich seither 
viel getan. 
Dennoch: Marta Emmenegger war trittsicher 
und auf der Höhe der sexualwissenschaftli-
chen Erkenntnisse, was die Einordnung ab-
weichender Begehrensvarianten angeht. Und 
sie hatte eine resolute, aber bestärkende Art, 
den Leuten zum Ausleben ihrer Lüste zu ra-
ten, «so gut es die praktischen Hindernisse 

eben zulassen». Einem 
übermässig schüch-
ternen, aknenarbigen 
20-Jährigen empfiehlt 
sie, beherzt im alltägli-
chen Umfeld Kontakte 
zu machen. «Du kannst 
nicht mehr als abblitzen. 
Das gehört zum Spiel. 
Du hörst ja auch nicht 
auf zu jassen, wenn du 
einmal verlierst.» 
Welche Bedeutung Mar-
ta Emmenegger für die 
Schweiz hatte, lässt sich 
ablesen am Umstand, 

dass Polo Hofer sie 1986 mit seinen Liebesbe-
kümmernissen direkt ansang: «Liebi Marta, i 
due warte, bis i dini Antwort ha . . .»

Goldy Parin-Matthèy  
(1911 – 1997)

Marta Emmenegger
(1923 – 2001)10
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Präsidentin Nummer eins
Das war ein Coup: Noch ehe das Schweizer 
Männervolk im Februar 1971 sein erlösendes 
Ja zum Frauenstimmrecht sprach, wählte der 
VPOD im Juni 1970 am Basler Verbandstag 
eine Frau in sein höchstes Miliz-Amt. Ein We-
sen also, das auf Bundesebene staatspolitisch 
rechtlos war (in Basel-Stadt durften die Frau-
en seit 1967 abstimmen). 
Eine zeitgenössische Fernsehreportage zeigt, 
in welche Welt Ria Schärer vorstiess: Gewerk-
schaftsversammlungen bestanden zu jener 
Zeit aus Sälen mit langen Tischen, an denen 
Männer mit Krawatten beim Rauchen wichti-
ge Gesichter machten. Es war eine unpräten-
tiöse Pionierin, die ihnen jetzt vorstand. Auch 
im Rückblick (in einem Radio-Interview zur 
Pensionierung) verneint sie grossartige «Am-
bitionen». Das Amt sei an sie herangetragen 
worden; zugesagt habe sie, weil sie der Mei-
nung gewesen sei, eine Frau an der Spitze gä-
be den Frauen innerhalb der Gewerkschaften 
Auftrieb und motiviere weitere zum Beitritt. 

So kam es auch: In Schä-
rers Amtszeit bis 1982 
wuchs der Frauenanteil 
im VPOD markant – von 
11 auf 19 Prozent. 1979 
wurde eine Frauenkom-
mission geschaffen. 
Auf diese Vorarbeit 
konnte sich Nachfolge-
rin Christiane Brunner 
stützen, als sich Ende 
der 1980er Jahre der Ge-
danke eines nationalen 
Frauenstreiks verbreite-
te. Als Christine Goll und 
später Katharina Prelicz-
Huber das Präsidium 
übernahmen, war der 
VPOD längst als Frau-
engewerkschaft etabliert. Klar war schon für 
Ria Schärer, dass es nicht nur die politische, 
sondern auch eine wirtschaftliche und soziale 

Gleichstellung der Ge-
schlechter brauche. In 
ihrer Antrittsrede beim 
Föderativverband, dem 
Zusammenschluss der 
Bundesgewerkschaften, 
betont sie, «dass das 
Postulat ‹gleiche Arbeit, 
gleicher Lohn› erst dann 
voll erfüllt ist, wenn den 
im Wirtschaftsleben un-
seres Landes stehenden 
Frauen auch die gleichen 
Aufstiegsmöglichkeiten 
geboten werden». Im 
TV-Porträt sieht man 
sie in der Küche beim 
Hantieren mit der Brat-
pfanne. Das Volk sollte 

wissen, dass Herr Schärer nicht unter den Es-
kapaden seiner Frau zu leiden hat.

Feminismus auf die pragmatische Art 
Wenn sie sterbe, könne sie getrost zu sich 
selber sagen: «Häsch vil gmacht.» Das Inter-
view, in dem sie diesen Satz äussert, kam zu 
spät: Ein knappes Jahr vor ihrem Tod ist Ri-
ta Gassmann (im Gespräch mit Anja Suter) 
hörbar nicht mehr sehr gut beieinander. Nur 
noch anekdotisch blitzt die eigene Lebensleis-
tung auf. 
Dabei war diese be-
achtlich, und Rita Gass-
manns Fehlen in femi-
nistischen Anthologien 
verlangt andere Erklä-
rungen. Eine davon ist, 
dass «1968» an ihr als 
Nichtakademikerin vor-
beirauschte. Eine andere, 
dass sie ihre Karriere auf 
die Gewerkschaft zent-
rierte und nie in einem 
Parlament auftauchte. 
Auch was Rita Gassmann 
mit der Gewerkschaft 

VHTL (Verkauf Handel Transport Lebensmit-
tel) erkämpft hat, fand in linken Milieus nicht 
immer gebührende Beachtung, selbst wenn 
es die Arbeitsbedingungen Tausender posi-
tiv beeinflusste. Etwa wenn sie Hilfsarbeiter 
zu Lageristen aufwertete. Oder wenn sie den 
Migros-Verkäuferinnen ergonomischere Sitze 

verschaffte.
Bi t terke i t  empfand 
Gassmann über das un-
schöne Ende ihrer Ge-
werkschaft: Der VHTL, 
dem sie zuletzt als Zen-
tralpräsidentin vorstand, 
wurde durch ein Konkur-
renzprojekt sturmreif ge-
schossen; die Reste über-
nahm die Unia ziemlich 
unfriendly. 
Rita Gassmann ist in pro-
letarischen Verhältnis-
sen aufgewachsen und 
machte – grösstmögliche 

Chance für ein gewitztes Unterschichtskind 
– das KV. Als sie 1956 zum ersten Mal zum 
VHTL stiess, kam sie in ein stumpenrauchge-
schwängertes Sekretariat, in dem jeder neben 
der Frau daheim noch eine Freundin im Büro 
hatte (so erzählt sie es zumindest). Dass man 
sie zwei Jahrzehnte später zur Zentralsekretä-
rin berief, zeigt den auch dort in Gang gekom-
menen Wandel.
Sie verhandelte die grossen Gesamtarbeits-
verträge mit den grossen Detailhändlern, aber 
auch mit Produzenten von Genussmitteln wie 
Bier, Tabak und Schokolade. Rita Gassmann 
selbst relativiert ihre Vorreiterinnenrolle in sol-
chen Kontexten: Die Sozialpartner hätten halt 
Augen gemacht, dass da eine Frau anrückte, 
während ihre eigene Sorge vor allem gewesen 
sei, dass die Strümpfe halten. Kämpfen habe 
sie nicht müssen. Bloss eben die richtigen 
Dinge tun. 

Ria Schärer    
(1924 – 2019)

Rita Gassmann 
(1935 – 2014) 12
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Die Stimme des Frauenstreiks
Einen Moment lang, Anfang der 1980er Jahre, 
schien es, als ob aus dieser jungen, frechen 
Zentralschweizer Rockröhre eine neue Nina 
Hagen oder wenigstens eine Schweizer Ne-
na würde. Tatsächlich sorgte Vera Kaeslin aus 
Beckenried, die schon als kleines Kind in der 
grossmütterlichen Pension durch Gesangs-
vorträge aufgefallen war, mit ihren ersten 
Langspielplatten alias Vera Kaa für ziemliches 
Aufsehen.
«Das macht dich frisch» war frisch und erhielt 
1981 den Preis der Deutschen Phonoakade-
mie. Auf dem zweiten Album «Korrekt» fand 
sich eine punkig herausgekotzte Version des 
Klassikers «Schuld war nur der Bossa Nova». 
Aber die Neue Deutsche Welle implodierte 
schon Mitte der 1980er Jahre. Von den Schiff-
brüchigen gingen einige – wie Fastnamensvet-
ter Hubert Kah oder Trio – vollständig unter, 
andere retteten sich dank einem einzelnen Er-

folgstitel, so Peter Schilling 
mit dem unkaputtbaren 
Refrain «Völlig losgelöst». 
Vera Kaa kam zu einer ty-
pisch helvetischen Karrie-
re, bei der die Gagen aus 
Mehrzweckhallen nicht 
ganz reichten für die Zu-
gehörigkeit zum interna-
tionalen Jetset. Immerhin 
blieb sie im Geschäft und 
– indem sie sich ungefähr 
im Jahrzehntrhythmus neu 
erfand – im Gespräch. Ihre 
leicht angeraute, aber sehr 
sonore Stimme war auch 
für Brecht und für Blues geeignet – und so-
wieso für Dialektrock («Alles schnäll verbii»). 
In der Gewerkschaftsbewegung hat sich Vera 
Kaa unsterbliche Verdienste erworben durch 

ihren Beitrag zum ers-
ten Frauenstreik 1991: 
«Stell dir vor, heut’ 
bleibt der Ofen kalt, 
und die Arbeit lassen 
wir sausen, denn wir 
fordern das gleiche Ge-
halt; Frauen, heute ma-
chen wir Pause.» Der 
Refrain war eine Para-
phrase des berühmten 
Georg-Herwegh-Zitats 
vom starken Arm und 
den stockenden Rä-
dern: «Wenn die Frau 
will, steht alles still.» 

Der Kauf des Tonträgers unterstützte den lan-
desweiten Frauenstreik vom 14. Juni 1991, der 
die Schweiz so tiefgreifend verändert hat.

Vizeweltmeisterin und Femizidopfer

Die Silbermedaille in der Abfahrt an den al-
pinen Ski-Weltmeisterschaften von St. Moritz 
im Jahr 2003 war der grösste sportliche Tri-
umph von Corinne Rey-Bellet. Zu den Erfol-
gen der bilinguen Walliserin mit Basler Mutter 
zählen ausserdem 15 Weltcup-Podestplätze. 
Kuriosum: Von den fünf Siegen in Weltcupren-
nen errang sie zwei am selben Tag. In St. An-
ton am Arlberg gewann Corinne Rey-Bellet am 
16. Januar 1999 innerhalb von drei Stunden 
erst die Abfahrt, dann den Super-G. Das war 
auch die Saison ihres Durchbruchs gewesen; 

zuvor hatte sie lange Zeit als «ewiges Talent» 
gegolten. Schon mit 17 Jahren war sie erstmals 
im internationalen Skizirkus aufgetaucht, aber 
ein vereinzelter dritter Platz aus dem Jahr 
1992 blieb lange Zeit ihr einziges vorzeigbares 
Weltcup-Ergebnis. Bis ihr der Knopf definitiv 
aufging, wurde sie deshalb nochmals für eini-
ge Zeit im Europacup parkiert. 
Drei Jahre nach dem Rücktritt vom Spitzen-
sport erlangte Corinne Rey-Bellet traurige 
Berühmtheit als prominentestes Opfer eines 
Femizids in der Schweiz. Ihr Ehemann Gerold 
Stadler, Privatbanker aus St.  Gallen, erschoss 
– notabene mit einer Armeewaffe – seine 
(schwangere) Frau, die sich wenige Tage zu-
vor von ihm getrennt und aus dem sankt-galli-
schen Abtwil zu den Eltern ins Wallis geflüch-
tet hatte. Auch den Bruder der Frau tötete er, 
die Mutter der beiden wurde schwer verletzt. 
Der zweieinhalbjährige Sohn überlebte, weil 
er durch Zufall nicht im Zimmer war, das Blut-
bad. Zwei Tage nach der Gewalttat beging Ge-
rold Stadler Suizid.  

Vera Kaa  
(*1960)

Corinne Rey-Bellet 
(1972 – 2006)
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Pflege, Betreuung, Er-
ziehung, Sozialarbeit, 
Reinigung – diese Ar-
beit ist unverzichtbar. 
Und doch wird sie 
seit Jahren zu wenig 
bezahlt, zu wenig res-
pektiert und politisch 
zu wenig ernst genom-
men. Das möchten wir 
gemeinsam verändern. 
Am 14. Juni 2026 be-
ginnt die Kampagne 
für den feministischen 
Care-Streik am 14. Juni 
2027. Wir haben ein 
Jahr Zeit, uns zu ver-
netzen, neue Leute zu 
gewinnen und in unseren Betrieben Schritt 
für Schritt eine starke Basis aufzubauen. 

Ein Datum mit Geschichte
Dieses Datum hat in der Schweiz Bedeu-
tung: Am 14. Juni 1991 – zehn Jahre nach 
der Aufnahme des Gleichstellungsartikels 
in die Bundesverfassung – beteiligte sich 
eine halbe Million Frauen an Aktionen im 
ganzen Land. Sie einte eine grosse Enttäu-
schung: Ein Jahrzehnt nach dem Verfas-
sungsversprechen hatte sich im Alltag kaum 
etwas verändert. Aber der Frauenstreik von 
1991 machte klar: Kollektives Handeln 
wirkt. Veränderung ist möglich, wenn viele 
Menschen gemeinsam aufstehen. 
28 Jahre später, am 14. Juni 2019, ging er-
neut rund eine halbe Million Menschen 
auf die Strasse. Mit violetten Transparen-
ten, mit Musik – und mit Forderungen, 
die längst hätten erfüllt sein sollen: Lohn-
gleichheit, Schutz vor sexualisierter Be-
lästigung, Anerkennung von Care-Arbeit. 
Für viele war es das erste Mal, dass sie an 
einer solchen Aktion teilnahmen – und vie-

le beschreiben es als einen Moment, der 
etwas in ihnen verändert hat. 2023 führ-
te noch einen Schritt weiter: direkt in die 
Betriebe. Der VPOD hat die Mobilisierung 
in Pflegestationen, Kitas und Klassenzim-
mer gebracht: mit Aktionen während der 
Arbeitszeit, mit Briefen an Arbeitgebende, 
mit violetten Akzenten im Betrieb.
2027 setzen wir diese Reihe fort. Weil vie-
les noch immer nicht stimmt. Weil Care-
Arbeit noch immer nicht gerecht entlöhnt 
wird. Und weil jeder Schritt, den wir ge-
meinsam tun, ein Schritt in die richtige 
Richtung ist. Für den VPOD ist der 14. Juni 
mehr als ein Aktionstag. Er erinnert uns 
daran, wofür wir als Gewerkschaft stehen: 
gleiche Löhne, sichere Arbeitsbedingungen 
und Respekt für alle. Der feministische 
Streik macht diesen Einsatz gemeinsam 
sichtbar – auf der Strasse und im Betrieb.

Was ist eigentlich Care-Arbeit ?
Gute Frage: Was ist Care-Arbeit? Care-Ar-
beit ist alles, was Menschen brauchen, um 
gut leben zu können. Jemanden pflegen, 

der krank ist. Kinder 
begleiten, während sie 
gross werden. Men-
schen in schwierigen 
Situationen unterstüt-
zen. Oder schlicht: den 
Haushalt führen, damit 
der Alltag funktioniert. 
Ein Teil dieser Arbeit 
findet als Erwerbsarbeit 
statt – in Spitälern, Ki-
tas, Schulen, Sozialzen-
tren. Ein anderer Teil 
spielt sich zuhause ab, 
unbezahlt – und meist 
auch unsichtbar. Beides 
ist echte Arbeit. Beides 
verdient Anerkennung.

Das Problem: Frauen übernehmen den 
grössten Teil davon – sowohl im Beruf als 
auch daheim. Wer viel unbezahlt arbeitet, 
kommt oft nur Teilzeit im Beruf unter. 
Wer Teilzeit arbeitet, verdient weniger. Wer 
weniger verdient, hat am Ende eine tiefere 
Rente. Das ist keine persönliche Entschei-
dung – das ist ein strukturelles Problem. 
Und strukturelle Probleme brauchen struk-
turelle Lösungen.

VPOD-Branchen im Fokus
Der VPOD ist in genau jenen Bereichen 
verankert, um die es beim Care-Streik 2027 
geht: Pflegende und Gesundheitsfachleute ar-
beiten oft an der Belastungsgrenze – mit 
zu wenig Personal und zu viel Verantwor-
tung. Nach dem Gesundheitsprotest 2025 
ist klar: Diese Branche will Veränderung. 
Kita-Mitarbeitende begleiten Kinder in den 
wichtigsten Jahren ihres Lebens – und ge-
hören trotzdem zu den am schlechtesten 
entlöhnten Berufsgruppen. Das ist nicht 
hinnehmbar. Sozialarbeitende unterstützen 
Menschen in schwierigen Lebenssituatio-

Der 14. Juni ist in der Schweiz 
ein Tag mit Geschichte. 

Für 2027 ist wieder eine grosse nationale Mobilisierung vorgesehen

Care verdient mehr
Care-Arbeit hält diese Gesellschaft am Laufen. Es ist Zeit, dass sie dafür die Anerkennung bekommt, die sie verdient. 
Der feministische Care-Streik in einem Jahr gibt uns die Gelegenheit, das gemeinsam einzufordern – im Betrieb und 
auf der Strasse. | Text: Vanessa Salamanca (Fotos: Alexander Egger)
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nen, oft mit knappen Ressour-
cen und steigenden Fallzahlen. 
Auch ihre Arbeit verdient mehr 
Anerkennung – und bessere Be-
dingungen.
Auch der Bildungsbereich ist un-
verzichtbar: Lehrpersonen und 
pädagogisches Fachpersonal tra-
gen viel – auch über die bezahlte 
Arbeitszeit hinaus. Frauen sind 
in dieser Branche überproporti-
onal in Teilzeit beschäftigt, was 
langfristige finanzielle Folgen 
hat. Die Arbeit in Reinigung und 
Hauswirtschaft ist oft unsichtbar, 
häufig migrantisch geprägt und 
besonders häufig prekär. 2027 wollen wir 
auch diese Branche sichtbar machen und 
einbeziehen.
In fast allen genannten Bereichen gibt es 
grosse Versprechungen – und viel leere 
Luft. Die Pflege-Initiative wurde 2021 von 
fast zwei Dritteln der Bevölkerung ange-
nommen. Doch Verbesserungen in der 
Pflege lassen auf sich warten (siehe Seite 
5) – die Arbeitsbedingungen haben sich 
seither kaum verändert. Für die Kinderbe-
treuung fehlt eine verlässliche öffentliche 
Finanzierung. Eltern zahlen zu viel, das 
Personal verdient trotzdem zu wenig. Und 
in vielen Kantonen und Gemeinden wird 
gespart – meistens dort, wo Care-Berufe 
angesiedelt sind.
Entmutigen lassen wir uns davon nicht. 
Schon heute gibt es Grund, auf die Stras-
se zu gehen. In einem Jahr mobilisieren 
wir noch breiter. Nicht weil wir müssen, 
sondern weil wir wissen: Gemeinsam kön-
nen wir etwas bewegen. Im März schon 
hatten die feministischen Streikkollektive 
zur nationalen Assise eingeladen. Wir sind 
nach Bern gefahren und haben zugehört, 
diskutiert und mitgeplant. Die Bereitschaft 
für eine starke Zusammenarbeit war auf al-
len Seiten zu spüren. Seitdem arbeiten wir 
zusammen – Kollektive und Gewerkschaft, 
mit klar verteilten Rollen und demselben 
Ziel.

Sichtbarkeit herstellen
Der 14. Juni lebt von dem, was im Vorfeld 
in den Betrieben passiert – und davon, 
wie viele Menschen am Aktionstag selbst 
auf der Strasse sind. «Streiken» bedeutet 

in unserem Organi-
sationsgebiet nicht 
überall dasselbe. In 
manchen Betrieben 
ist es möglich, die 
Arbeit für einige 
Stunden niederzule-
gen. In anderen sind 
Aktionen während 
der Mittagspause, 
violette Kleidung, 
ein gemeinsames 
Transparent oder ein 
Brief an die Betriebs-
leitung der richtige 
Weg. Und nach der 

Schicht, dem Dienst oder der Betreuungs-
zeit: auf die Strasse gehen, sichtbar sein, 
gemeinsam ein Zeichen setzen!

Jede Geste zählt
Was zählt, ist nicht die Form, sondern die 
Beteiligung. Jede Geste, die zeigt: «Ich bin 
dabei, meine Arbeit ist wichtig, und ich for-
dere Respekt dafür», ist Teil dieses Streiks. 
Für jede Branche gibt es eigene Materiali-
en und Ideen: Was ist im Spital möglich? 
Was geht in der Kita? Was funktioniert im 
Schulzimmer? Und für alle gilt: Je sicht-
barer wir im Betrieb sind, desto stärker ist 
unsere gemeinsame Stimme auf der Stras-
se. Es braucht dazu keine fertige Idee und 
keinen grossen Plan. Ein Gespräch mit Kol-
leginnen, eine Frage in der Abteilung, ein 
Hinweis auf eine Kampagne – das reicht, 
um anzufangen. 

Wer Unterstützung sucht oder wissen 
möchte, was in der eigenen Branche und 
im eigenen Betrieb möglich ist, findet An-
sprechpersonen auf dem VPOD-Regional-
sekretariat. Wir stellen Materialien zur Ver-
fügung und begleiten diejenigen, die sich 
einbringen möchten – in welcher Form 
auch immer. Je mehr Menschen sich betei-
ligen, desto stärker 
ist das gemeinsame 
Zeichen, das wir am 
14. Juni 2027 setzen 
werden. Und das die 
Schweiz verändern 
wird.

Unsere Forderungen

Faire Entlöhnung. Wer in der Pflege, in 
der Kita oder in der Sozialarbeit tätig 
ist, verdient einen Lohn, von dem man 
gut leben kann – ohne finanzielle Sor-
gen.

Anerkennung der unbezahlten Care-
Arbeit. Wer Kinder grosszieht oder An-
gehörige begleitet, leistet etwas Wert-
volles für die ganze Gesellschaft. Das 
muss sich in der Rentenberechnung 
und in der Verteilung von Betreuungs-
aufgaben zwischen den Geschlechtern 
widerspiegeln.

Schutz und Sicherheit. Sexualisierte 
Übergriffe und Belästigung am Arbeits-
platz kommen in Care-Berufen zu oft 
vor. Jeder Betrieb braucht klare Rege-
lungen, zugängliche Anlaufstellen und 
eine Kultur, in der niemand schweigen 
muss.

Mehr Investitionen, weniger Abbau. 
Die Pflege-Initiative muss vollständig 
umgesetzt werden. Kinderbetreuung 
braucht eine stabile öffentliche Finan-
zierung. Der Service public darf nicht 
weiter geschwächt werden.

Gesunde Arbeitsbedingungen. Ausrei-
chend Personal, verlässliche Arbeitszei-
ten, echte Erholungsphasen: Wer dau-
erhaft für andere da ist, braucht selbst 
die richtigen Rahmenbedingungen.

Schön war’s, 2019 . . .

. . . auf dem Bundesplatz. 
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Strasse sei weggefallen, die Filiale da-
mit faktisch Teil des Bahnhofareals 
und zur Sonntagsöffnung berechtigt. 
Das Bundesgericht stellt nun klar: Ei-
ne Filiale auf der anderen Strassensei-
te eines Bahnhofs gehört nicht zum 
Bahnhof. Migros Daily darf an der 
Zollstrasse am Sonntag kein Personal 
beschäftigen. «Ein Laden neben dem 
Bahnhof ist noch kein Bahnhofsla-
den», doppelt Serge Gnos, Co-Leiter 
Unia Zürich-Schaffhausen, nach. Ak-
tuell ist die Filiale dennoch am Sonn-
tag offen – angeblich ohne Personal, 
quasi ein begehbarer Automat, dessen 
Gestelle am Vortag befüllt (und sonn-
tags von Zauberhand aufgeräumt?) 
werden und zu dem man sich mit Kre-
ditkarte Zutritt verschafft. Hält diese 
Lesart stand? | slt (Foto: slt) 

Sonntags nie – oder doch?
Seit Jahren tobt ein juristischer Klein-
krieg zwischen der Migros und der 
Unia um die Migros-Daily-Filiale an 
der Zollstrasse am «Hinterausgang» 
des Zürcher Hauptbahnhofs zum 
Kreis 5. Auch in seinem jüngsten Ur-
teil gelangt das Bundesgericht zum 
Schluss, dass der Laden am Sonntag 
kein Personal beschäftigen darf. Die 
Unia begrüsst das Urteil. 
Bereits kurz nach der Eröffnung der 
Filiale 2019 schritt das Arbeitsinspek-
torat ein: Sonntagsöffnung unzulässig! 
Daraufhin wollte die Migros den Laden 
ohne Verkaufspersonal «unbemannt» 
betreiben. Die Unia rekurrierte neuer-
lich. Nach der Umgestaltung der Zoll-
strasse zur Begegnungszone versuchte 
es die Migros dann so: Die trennende 

Ein begehbarer Automat? Oder ein Verkaufsladen?  
Migros-Daily-Filiale an der Zürcher Zollstrasse. 

Recht und Unrecht

Cüpli im Schützengraben
Etwas Besseres als den Tod findest du überall. Wirklich? Was ist 
denn so grossartig an diesem Leben? Fünflagiges Toilettenpapier? 
Früher haben die Menschen für die Liebe gelebt (siehe meine letzte 
phantastische Kolumne). Oder sie wollten reich werden. Und vor 
sehr, sehr langer Zeit, da lebten die Menschen, um später in den 
Himmel zu kommen – was in meinen Augen vollkommen Sinn 
macht: eine klar definierte Aufgabe, der man sich mit Inbrunst 
widmen konnte. Heute können wir eine paradoxe Entwicklung 
beobachten: Obwohl oder gerade weil das Leben keinen Spass  
mehr macht, haben wir beschlossen, dass wir niemals sterben 
wollen. Unsterblichkeit als Maxime. Und weil das Wort etwas gar 
grössenwahnsinnig klingt, hat man dafür ein neues Wort erfunden: 
Longevity. Gemeint ist damit ungefähr, dass man jeden Morgen 
Müsli isst und dadurch 200 Jahre alt wird. Aber natürlich bedeutet 
es viel mehr. Eine ganze Industrie steckt dahinter: Bücher, Filme, 
Influencer, die uns in einem fort erzählen, dass die beste Zeit des 
Lebens mit 60 plus beginnt. Der beste Sex. Die grösste Liebe. Die 
verrücktesten Reisen. Die köstlichsten Mehlspeisen (letzteres habe 
ich erfunden, aber Sie wissen, was ich meine). Grossartig. Ich bin 
jetzt ungefähr 57 und muss sagen, dass die mittleren Jahre nur we-
nige echte Freuden bieten. Wenn man Glück hat, gewinnt man ein 
Gästezimmer hinzu, oder, so wie in meinem Fall, eine Gästeschub-
lade. Dafür kommen auch allerlei wenig angenehme Sachen hinzu: 
Zahnfleischprobleme. Rückenschmerzen. Und natürlich Krebs. 
Der Körper kann irgendwann nicht mehr, egal, wie viel Müsli er 
in sich hineinstopft. Das vergisst man bisweilen. In Deutschland 
wird derzeit über die Anhebung des Wehrdienst-Reservistenalters 
von 65 auf 70 debattiert. Auf der Pro-Seite lauter virile Männer, 

die ihre gestählten Körper jeden Morgen 
zum Haferschleim führen. Wenn ich 
mir dann aber so die Männli ansehe, die 
mir regelmässig auf einem Tagesausflug 
in der SBB begegnen, dann muss ich sa-
gen: Ich seh euch nicht an der Front. Ich 
seh euch bei einem halben Weissen im 
Speisewagen der SBB, aber ich seh euch 
nicht durch den Schützengraben robben. 
Dieselben Argumente findet man bei der 
Debatte um das richtige Pensionsalter: 
Wir werden immer älter, also sollen wir 
auch immer länger arbeiten. Auch hier geht die Gesellschaft vom 
potenten Leistungsträger aus, der «mit 65 in die Kurve» geht. Und 
auch hier kommt mir die Wirklichkeit bisweilen etwas anders vor. 
Da seh ich Leute, die in diesem Alter bereits Schlaganfälle erlitten 
haben, Herzprobleme haben, sich Krebsbehandlungen unterziehen 
müssen. Und seien wir ehrlich: Wir können noch so viele Sudokus 
lösen, irgendwann lassen auch unsere geistigen Fähigkeiten nach. 
Natürlich: Es kann auch anders verlaufen. Die Menschen werden 
tatsächlich immer älter. Manche von uns nehmen tatsächlich mit 
neunzig Jahren noch am Engadiner Skimarathon teil. Entscheidend 
ist viel eher, von welchem Bild wir ausgehen möchten: von jenem, 
das uns unbesiegbar zeigt? Oder von jenem, das auch Schwäche 
kennt, Krankheit und Tod? Letzteres schlägt vielleicht etwas auf 
die Laune, aber wenn ich mir die Verbissenheit ansehe, mit der 
mancher Altersgenosse in die Kurve geht, dann frage ich mich 
doch. Ob das ewige Leben so viel Spass macht?
� Ihre Toni Fleischmann.

Antonia  W.  Fleischmann  Die Kratzbürste im System

Antonia  W.  Fleischmann ist 
eine Figur des Schriftstellers 
Lukas Linder. Er lebt in 
Polen und in der Schweiz. 
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Wer über die Schweizer Militärversiche-
rung spricht, fängt gerne bei Winkelried 
an, der angeblich, ehe er sich 1386 in Sem-
pach in die gegnerischen Lanzen stürzte, 
«Sorget für mein Weib und Kind» gesagt 
haben soll (in einer alternativen Überliefe-
rung rief er allerdings: «Schupfed nid so, 
ihr cheibe Hünd»). Tatsächlich kam auch 
im modernen Schweizer Bundesstaat (ab 
1848) die Sorge für geschädigte Soldaten 
oder deren Hinterbliebene rasch, nämlich 
schon 1850, aufs Tapet: «Die Militärs, wel-
che im eidgenössischen Dienste verwundet 
oder verstümmelt werden und die Wittwen 
und Waisen oder andere bedürftige Hinter-
lassene von Gefallenen erhalten, je nach 
ihrem Vermögen, eine angemessene Ent-
schädigung oder Unterstützung.»

Nach Volks-Nein aufgeteilt
Die zweite Bundesverfassung von 1874 
enthielt bereits die Grundlage für eine Mi-
litärversicherung. Ein Vierteljahrhundert 
später war die «Lex Forrer» parat, die eine 
allgemeine Kranken- und Unfallversiche-
rung für Fabrikarbeiter wie für Soldaten ge-
bracht hätte. Sie scheiterte an der Urne (die 
Suva kam darum erst 1918). Die Folge war 
eine Aufteilung der Vorlage: Weil die Mili-
tärversicherung unbestritten war, wurde sie 
herausgelöst und separat und schnell umge-
setzt. Bereits 1901 war das Bundesgesetz be-
treffend Versicherung der Militärpersonen 
gegen Krankheit und Unfall verabschiedet 
– das ist der Anlass, das 125-Jahr-Jubiläum 
der ältesten Sozialversicherung der Schweiz 
2026 zu begehen. 

Zunächst galt das Gesetz im Prinzip für die 
im Militärdienst stehenden Wehrmänner. 
Es gab mehrere Erweiterungen des Ver-
sichertenkreises: Ab 1930 sind auch die 
Teilnehmer an Aushebungen, Experten 
an Inspektionen und Hilfsdienstpflichtige 
versichert. Ab 1967 umfasst die Militärver-
sicherung zusätzlich die Angehörigen des 
Zivilschutzes, ab 1972 auch jene, die im 
Rahmen des Programms «Jugend + Sport» 
tätig sind, die man 1993 wieder ausgliedert. 
Dafür wird die Versicherung jetzt ausge-
dehnt auf Teilnehmende an friedenser-
haltenden Aktionen (im Ausland) sowie 
Mitglieder des Schweizerischen Korps für 
humanitäre Hilfe. 1996, mit der Einfüh-
rung des Zivildienstes, werden auch des-
sen Angehörige der Militärversicherung 
unterstellt. 
Wie angedeutet, ist die Militärversicherung 
im Kern eigentlich gar keine Versicherung 
im Sinn von «Leistung gegen Prämienzah-
lung». Auch versicherungsmathematische 
Risikoberechnungen muss sie nicht durch-
führen. Das ist allerdings nicht untypisch 
in einem nationalstaatlich so zentralen Be-
reich wie der Armee: Der Bund haftet so-
zusagen mit seinem ganzen Gewicht (und 
seinem Geld) für Schäden, die in seinem 
Dienst entstehen. Mindestens theoretisch. 
Komplizierende Einschränkung: Für Zeit- 
und Berufssoldaten gibt es trotzdem ein 
System mit Prämien. Für den Hauptharst 
der Versicherten aber kommt der Bund 
selbst – oder via Regresseinnahmen – auf. 
Auch das Portefeuille der abgedeckten Ri-
siken ist unüblich breit: Versichert sind alle 
körperlichen, geistigen und psychischen 
Schädigungen, die während der Dienste 
und Einsätze auftreten oder die auf den 
Dienst zurückzuführen sind. Das gilt the-
oretisch auch für Zivilpersonen, die durch 
Armeeeinsätze zu Schaden kommen – in 

Sozialversicherungen

1.-Mai-Forderung für eine bessere Militärversicherung in den 1940er Jahren. 

Die Militärversicherung – die erste Sozialversicherung der Schweiz – wird 125 Jahre alt

Winkelrieds Erben
Welches ist die älteste Sozialversicherung der Schweiz ? Die meisten würden wohl die Suva nennen. Das ist richtig 
und falsch zugleich. Denn die Militärversicherung, die heuer 125 Jahre alt wird, ist älter – aber in gewisser Weise gar 
keine «echte» Versicherung. | Text: Christoph Schlatter (Fotos: Schweizerisches Sozialarchiv)
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der aktuellen Friedenszeit könnte 
das beispielsweise eine Figurantin 
bei einer Übung sein, die durch 
inadäquate Behandlung eine Ver-
letzung erleidet. 

Überfordert 1939 – 1945
Zwar wird die Militärversiche-
rung organisatorisch seit 2005 
durch die Suva geführt – aber 
sie bleibt eine eigenständige In-
stitution mit eigener Logik und 
eigener Rechnung. Zuvor lag die 
administrative Verantwortung bei 
einer Dienstabteilung des Militär-
departements, die 1979 zu einem 
eigenen Bundesamt aufgewertet 
wurde, ehe – wohl wegen der  
in solchen Fällen stets gepriese-
nen Synergien – der Wechsel zur  
Suva erfolgte. In Arosa, Montana, 
Davos, Bad Ragaz und Novaggio 
betrieb die Militärversicherung ei-
gene Sanatorien und Spitäler. Die 
grösste Herausforderung – oder 
eher: Überforderung – erlitt sie in der Zeit 
des Zweiten Weltkriegs wegen der mobili-

sierungsbedingten exponentiellen Zunah-
me der Versicherten und wegen einzelner 

tragischer Vorfälle, die sie nicht 
angemessen zu bewältigen ver-
mochte (siehe Kasten). 
Im Jahr 2025 hat die Militärversi-
cherung Leistungen im Umfang 
von rund 178 Millionen Franken 
ausgerichtet. Zwar machen soge-
nannte Bagatellfälle – die bereits 
während des jeweiligen Dienstes 
abgeschlossen werden können 
– den zahlenmässig grössten 
Teil aus, aber finanziell fallen 
die anderen Schadenereignisse 
stärker ins Gewicht, insbesonde-
re natürlich jene, die Invaliden-, 
Integritätsschaden- und Hinter-
lassenenrenten generieren. Von 
den neuen Fällen machen Krank-
heiten mit über 80 Prozent den 
überwiegenden Teil aus, vor allem 
Muskel- und Gelenkbeschwerden, 
Rückenschmerzen und Sehnen-
entzündungen. Beim Fünftel 
Unfälle steht mit 28 Prozent der 
Sport im Vordergrund, gefolgt 

von der Disziplin «Stolpern und Stürzen». 
Am häufigsten dabei sind Zahnschäden. 

Sozialversicherungen

Armeepostkarten aus dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg. 

Verhängnisvolle Käseschnitten: Die «Ölsoldaten» von 1940
Zu einem der grössten Unfälle – soll man es 
so nennen? – in der Schweizer Armee kam 
es während des Zweiten Weltkriegs durch 
die Verwendung von Mineralöl für die Zu-
bereitung von Käseschnitten. Betroffen wa-
ren Angehörige der Mitrailleur-Kompanie 
IV/52, die am 29. Juli 1940 in Ramiswil am 
Passwang kurz vor ihrem ersten Aktivdienst-
Urlaub standen. Die Verwechslung führte zur 
Erkrankung von 74 Wehrmännern – die als 
«Ölsoldaten» in die Geschichte eingegangen 
sind – und einem Dutzend Zivilisten, darun-
ter Kinder, die den Soldaten Essen abgebet-
telt hatten. Fataler Fehler 1: Mineralöl, das zur 
Kühlung von Maschinengewehren bestimmt 
war, war in einen Speiseölkanister abgefüllt 
worden. Fehler 2: Ein Warnhinweis wurde 
nicht angebracht oder – umstritten – war 
abgefallen. Das dritte Element der unglück-
lichen Verkettung war der zuständige Mili-
tärarzt, der auf die von den Soldaten in der 
Nacht gemeldeten Beschwerden – zunächst 

grosse Übelkeit, Erbrechen und Durchfall, 
später Taubheit und Lähmungserscheinun-
gen – nicht reagierte (wohl weil er die Truppe 
schlicht für besoffen hielt; er wurde später 
mit 45 Tagen Gefängnis bestraft). Am Ende 
standen teilweise lebenslange Neuropathien: 
Gehstörungen, Gefühllosigkeit und Lähmung 
der Beine. 30 Fälle galten als schwer, 20 als 
«totalinvalid». 
Der letzte der «Ölsoldaten» starb 2014. Die 
Militärversicherung bezahlte in diesem Zu-
sammenhang rund 46 Millionen Franken. 
In den Augen der Öffentlichkeit, die grossen 
Anteil nahm, war das zu wenig – zumal mit 
70 Prozent des vorherigen Lohns keine Exis-
tenzsicherung einhergeht, erst recht nicht, 
wenn dieser Lohn ein Lehrlingslohn war. In 
der Zeitschrift Der Schweizer Soldat wird 1948 
das Vorgehen der Versicherung gerechtfer-
tigt: «Wir kennen die Schwächen unseres 
derzeitigen Militärversicherungsgesetzes 
und wissen, dass es nicht in der Macht der 

Funktionäre der Militärversicherung liegt, 
nach freiem Ermessen Renten, Beiträge und 
Unterstützungen auszurichten.» Eine hun-
dertprozentige Vergütung sei wegen fehlen-
der gesetzlicher Grundlagen nicht möglich; 
in diesen Härtefällen seien die (übrigens 
noch immer existierende) «Schweizerische 
Nationalspende» und weitere Hilfswerke 
eingesprungen. Dazu gehört auch eine der 
ersten Aktionen der «Glückskette» des Ra-
dios: Sie sammelte 1947 für die «Ölsoldaten» 
allerdings kein Geld, sondern «10 000 Kilo 
Bücher und Magazine». 
Eine Folge des Geschehens waren Leistungs-
verbesserungen in der Militärversicherung, 
im Mai 1945 direkt nach Kriegsende durch 
Bundesratsbeschluss, 1949 durch eine Geset-
zesrevision. – Heute werden gemäss Regle-
ment 60.006d («Kochrezepte» der Schweizer 
Armee) die beliebten Militärkäseschnitten 
nicht mehr in Öl ausgebacken, sondern fett-
arm im Kombisteamer zubereitet. | slt
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Der Schweizerische Arbeitgeberverband SAV schiesst sich zu-
nehmend auf die älteren Arbeitnehmenden ein. Einerseits sollen 
sie ihre Pensen erhöhen, weil es unter ihnen besonders viele 
«Lifestyle-Teilzeitler» gäbe. Andererseits sollen sie länger arbei-
ten. Immer lauter fordert der SAV eine Erhöhung des Referenz-
alters in der AHV. 
Kein Thema ist dabei, dass ältere Arbeitnehmende zunehmend 
Probleme im Arbeitsmarkt haben – insbesondere jene, die sich 
dem Rentenalter nähern. So ist die Arbeitslosenquote der 60- bis 
64-jährigen Männer die höchste unter allen Altersgruppen. Vor 
rund 10 Jahren lag sie noch im Durchschnitt. Die IV-Neurentner-
quote der über 55-Jährigen steigt seit ein paar Jahren ebenfalls an. 
Und auch die Zahl gesundheitsbedingter Absenzen hat stark zu-
genommen – bei den älteren Arbeitnehmenden bereits vor Covid. 

Wirtschaftslektion  Ältere unter Druck

IGH: Streikrecht gilt
Der Internationale Gerichtshof IGH hat 
in einem Gutachten bekräftigt, dass das 
Streikrecht Teil der durch Konventionen 
geschützten Gewerkschaftsfreiheit ist. Die 
Praxis der ILO wird damit bestätigt, die bis-
herige Sichtweise der offiziellen Schweiz 
verworfen. Die hatte – mit einer kleinen 

Minderheit von Staaten – das Streikrecht 
nicht als Teil der ILO-Konvention Nr. 87 
anerkennen wollen. Der Entscheid hat di-
rekte Bedeutung für die Rechtsprechung: 
Bisher hat das Bundesgericht Streiks einer 
Verhältnismässigkeitsprüfung unterworfen. 
Das sogenannte Übermassverbot – Streiks 
sollen nicht «einschneidender als notwen-
dig» sein – lässt sich erst ex post anwenden, 
es hängt aber als Damoklesschwert über 
Streikwilligen. Eine solche Nachprüfung 
ist mit dem IGH-Entscheid hinfällig. Der 
SGB erwartet, dass die Schweiz und das 
Bundesgericht die Konsequenzen aus dem 
Gutachten ziehen. Das Konstrukt des Über-
massverbots muss aufgegeben werden. Die 
Schweiz ist verpflichtet, die Gewerkschafts-
freiheit und das Streikrecht im Einklang mit 
der ILO-Konvention voll zu gewährleisten. | 
sgb/slt (Bild: Der Streik; Gemälde von Robert Koehler 

von 1886/Deutsches Historisches Museum/Wiki CC)

Chiquita auf der Anklagebank
Vom Schweizer Endpreis einer Chiquita-
Banane entfallen 41 Prozent auf den De-
tailhändler, 47 Prozent auf den Chiquita-
Konzern mit Hauptsitz in der Schweiz und 
5 Prozent auf Zölle. Lediglich 7 Prozent 
gehen an die Arbeiterinnen und Arbeiter 
im Herkunftsland. Public Eye prangert 
gesundheitsgefährdende Zustände auf 
den Bananenplantagen in Guatemala an. 
Die Pflückerinnen und Pflücker sind laut 
Public Eye in 12-Stunden-Schichten nicht 
nur brütender Hitze und horrendem Zeit-
druck ausgesetzt, sondern auch schutzlos 
gegenüber – aus der Luft auf Pflanze und 
Mensch gesprühten – Pestiziden. Der da-
rin enthaltene Wirkstoff ist in Europa seit 
Jahren verboten, die Zertifizierung der Chi-
quita-Produktion durch die Rainforest Alli-
ance – das Siegel mit dem grünen Frosch 
– demnach blankes Greenwashing. Auch 

Die Gründe dafür sind vielschichtig. Doch die Arbeitsbedingungen 
spielen zweifellos eine Rolle. So zeigen verschiedene Umfragen, 
dass die Arbeitnehmenden die Arbeitswelt als immer stressiger 
erleben. Viele Arbeitnehmende geben an, in der Freizeit arbeiten 
zu müssen, um die Anforderungen erfüllen zu können. Auch das 
Gefühl, dauernd verfügbar sein zu müssen, belastet die Beschäftig-
ten. Viele wünschen sich deshalb eine schärfere Trennung zwischen 
Berufs- und Privatleben. 
Eines ist daher klar: Wer will, dass ältere Arbeitnehmende ihr Pen-
sum nicht reduzieren, muss für eine geringere Arbeitsbelastung 
sorgen. In der aktuellen Situation eine Erhöhung des Rentenalters 
zu fordern, stellt nicht nur eine Missachtung des Volkswillens dar, 
sondern auch eine bemerkenswerte Ignoranz in Bezug auf die Pro-
bleme der älteren Arbeitnehmenden. 
Vielleicht sind die Dachverbände der Arbeitgeber einfach zu weit 
weg von der Arbeitsmarktrealität? Die Unternehmen selbst, die 
sich tagtäglich mit dieser Realität auseinandersetzen, haben eine 
andere Sicht. Der Versicherer Swisslife fragte im Jahr 2024 in 
einer für die West- und Deutschschweiz repräsentativen Umfra-
ge HR-Fachpersonen, Geschäftsleitungsmitglieder und weitere 
Führungskräfte in über 1000 Unternehmen nach dem idealen 
Pensionierungsalter aus Sicht der Unternehmen. Lediglich 15 Pro-
zent gaben für Männer ein Alter von über 65 Jahren an. Demge-
genüber bezeichneten 46 Prozent ein Pensionierungsalter unter 
65 als ideal. Für Frauen lag der Anteil derjenigen, die ein tieferes 
Alter als ideal ansehen, noch höher. Diese Realität sollte endlich 
auch von den Dachverbänden zur Kenntnis genommen werden. 
| Daniel Kopp, SGB-Zentralsekretär 

Bekräftigung: Das Streikrecht gilt. 

Ideales Pensionierungsalter aus Arbeitgebersicht
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Wer war’s?  Ehemann gesucht

arbeitsrechtlich liegt vieles im Argen: Kritik 
oder gar gewerkschaftliches Engagement 
werde mit Entlassung sanktioniert. | pd

Schluss mit Tricks, Malta Air !
Das deutsche Bundesarbeitsgericht hat 
deutlich gemacht, dass die Bestimmungen 
über die Zulassung von Betriebsräten nicht 
ausgetrickst werden können. Danach muss 
die Ryan-Air-Tochter Malta Air am Berliner 
Flughafen BER einen Betriebsrat nach deut-
schem Recht akzeptieren. Die «Filiale» wei-
se das erforderliche Mass an organisatori-
scher Selbständigkeit und die notwendige 
räumliche Entfernung zum Hauptbetrieb in 
Malta auf, um als eigener Betrieb gewertet 
zu werden, auch wenn sie noch eine «Mut-
ter» im Ausland hat. Die Gewerkschaft Ver-
di begrüsst das Urteil wegen der «Signalwir-
kung für die gesamte Luftfahrtbranche». | 
verdi/slt (Foto: Colin Cooke Photo/Wiki CC)

Verdeutlichung: Trickserei gilt nicht. 

Die Gewerkschaft als Trainerin
Aus Neulengbach im Wienerwald stammt 
die Mannschaft, die in den 2000er Jahren 
den österreichischen Frauenfussball domi-
nierte (2003–2014 durchwegs Meister). Von 
da an ging’s bergab mit dem USV Neuleng-
bach; zuletzt allerdings vor allem finanzi-
ell. Sportlich hätte sich das Team auch in 
der laufenden Saison in der obersten Liga 
halten können, aber die Krise spitzte sich 
wegen ausbleibender Sponsorengelder zu. 
An Trainer und Spielerinnen konnte schon 
länger kein Gehalt mehr gezahlt werden. 
Nach dem Scheitern aller Rettungsversuche 
wurde klar, dass Neulengbach die Saison 
nicht zu Ende spielen kann und die Lizenz 
abgeben muss. Ein Insolvenzverfahren ist 
eingeleitet. Die Gewerkschaft Younion, die 
auch im Sportbereich tätig ist, kümmert 
sich jetzt direkt um die «schiffbrüchigen» 
Spielerinnen: Sie hat für die Vereinslosen 

ein dauerhaftes Trainingsangebot instal-
liert, das «sportliche Praxis, Tagesstruktur 
und gewerkschaftliche Begleitung» vereint. 
Damit soll den Fussballerinnen bis Saison-
ende «Stabilität, Qualität und Perspektive» 
gegeben werden. Ein Kollektivvertrag für 
die ganze Liga, wie er bei den Männern 
schon besteht, wird angestrebt. | slt 

Heute ist das Rätsel einmal ganz einfach. Heute muss man nur 
zu einer der im Dossier vorgestellten 14 + 1 Frauen den passen-
den Ehemann finden. Das ist insofern bubileicht, als einige der 
in der Heftmitte vorgestellten Persönlichkeiten schon mal gar 
keinen Gatten hatten. Aber die Fragestellung ist doch nicht ganz 
trivial, weil der Mann natürlich nicht den gleichen Namen trägt 
wie die Frau. Was einige weitere Ausschlüsse bewirkt. Gertrud 
Stauffachers Werner aus «Wilhelm Tell» zum Beispiel fällt flach. 
Schade eigentlich, denn er haut, wie bei Schiller nicht selten, ein 
geflügeltes Wort nach dem anderen raus: «Soll man ertragen, was 
unleidlich ist?» «Wir könnten viel, wenn wir zusammenstünden.» 
«Verbunden werden auch die Schwachen mächtig.» 
Nicht in Frage kommt auch Carl Haldimann, Gatte der Frauen-
stimmrechtsgegnerin Gertrud Haldimann-Weiss. Erstens, weil 
gleicher Name. Zweitens, weil null prominent. Und drittens, weil 
damit zu viel der Ehre getan wäre für eine Rückwärtsgewandte. 
Allerdings war auch der heute Gesuchte nicht direkt ein Progres-
siver. Als Schlagerkomponist erreichte er immerhin eine gewisse 
Versöhnung von Schweizer Folklore mit internationalen Stilen: 
Landigeist mit einer homöopathischen Dosis Swing. Sein gröss-
ter Hit schwappte sogar in die USA und stürmte dort, von drei 
Schwestern auf Englisch gesungen, die Hitparade. 
Bei seiner Ehe handelte es sich um eine Kameradschaftsehe; die 
Gattin schlief im privaten Zolliker Zimmer allein im eigenen 
Himmelbett. Nur Insider durften damals von der anderweitigen 
Sexualorientierung des Mannes wissen; für einen schwulen Hit-
schreiber war die Schweiz nicht reif. Die Ehe war aber für beide 
karrieretechnisch günstig: Der Schweizer Pass, den frau damals 

durch die blosse Heirat erhielt (umgekehrt ging er der Schweize-
rin bei der Ehe mit einem Ausländer verloren), war ein Türöffner. 
Und immerhin 18 seiner rund 2000 Melodien hat die Frau auf 
Schallplatte verewigt. 
Wer weiss, wie der – vor zehn Jahren hochbetagt verstorbene – Mu-
siker (und Ehemann) heisst? Durch Einsendung seines Namens 
eröffnen sich Gewinnmöglichkeiten: Drei Büchergutscheine (100, 
50 und 20 Franken) sind zum Versand bereit. Die Zieladressen 
sind: VPOD Redaktion, Wer war’s?, Birmensdorferstrasse 67, 8036 
Zürich und redaktion@vpod-ssp.ch. Der Einsendeschluss ist am 
10. Juli. Wir haben auch Trost für die, die nicht gewinnen: Nach 
em Räge schint d Sunne, nach em Briegge wird glacht. | slt 

Es war Barbra Streisand

Mit dem Hinweis auf den korrekten Vornamen war nur gemeint, die 
Künstlerin möglichst als Barbra zu bezeichnen, wie es auf ihren Platten 
steht. Die googelnde Rätselgemeinde hat gleich die amtlichen Namen 
mitgeliefert. Bedeutend war Barbara Joan Streisand als Actrice («Funny 
Girl», «Yentl») ebenso wie als Sängerin mit langem Atem in «Woman 
in love» («I give you it aaaaaaaaaall . . .»). Ungeschickt agierte sie gegen 
die Publikation eines Luftbildes, das im Zusammenhang mit einer küs-
tengeologischen Dokumentation entstanden war und auf dem ihr An-
wesen erkennbar war. Erst ihre Intervention lenkte Aufmerksamkeit auf 
das Foto, das zuvor kaum Klicks verzeichnet hatte. Jetzt explodierte, 
dem Streisand-Effekt folgend, die Besucherzahl. Stur bei drei bleibt die 
Zahl der Büchergutscheine, die diesmal an Alfi Saam (Arbon), Béatrice 
Baumgartner (Basel) und Priska Mattiazzo (Zürich) gehen. | slt 
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misse oder zur Versöhnung», als eigent-
liche «Friedenstaube», wie Schüepp ihn 
charakterisiert. Auch beim VPOD Zürich 
Eidgenössische bewies er Stehvermögen: 
Über 20 Jahre lang hatte er das Sektions-
präsidium inne, und in allen Gremien 
setzte er sich loyal, konstant und stets gut 
vorbereitet für die Interessen des Bundes-
personals ein, auch beim – letztlich verlo-
renen – Referendum gegen das Bundes-
personalgesetz. «Da zeigte er Kampfgeist. 
Und wenn die Gewerkschaften zu einer 
Demonstration aufgerufen hatten, war er 
selbstverständlich mit der VPOD-Fahne 
vor Ort.» Gebürtiger Engadiner, ist Guolf 
Juvalta in Chur aufgewachsen, fand dann 
aber seine Lebensstelle im Unterland: bei 
der ETH-Bibliothek in Zürich. Daneben 
spielte er Jazziges auf dem Klavier (und auf 
dem Saxofon) in unterschiedlichen Forma-
tionen; auch manchen VPOD-Anlass hat er 
mit Musik veredelt. Überliefert (aber leider 
nicht für die Nachwelt aufgezeichnet) ist 
eine Darbietung mit Schüepp (vocals) und 
Juvalta (keyboard). Im Alter von 84 Jahren 
ist Guolf Juvalta jetzt in Zürich verstorben, 
ein Mensch mit Musikgehör und Taktge-
fühl in jeder Hinsicht. Er wird in bester 
Erinnerung bleiben. | vpod (Foto: vpod)

Markus Benz †
«Der Übertritt ins Gymi fiel mir leicht, 
aber dann hatte ich bald andere Interes-
sen», schreibt Markus Benz, ehemaliger 
VPOD-Sekretär in Basel, in einer auto-
biografischen Notiz. Tatsächlich folgten 
Aufenthalte in Montreux und London, 
dann eine PTT-Lehre als Telegrafist. Heu-
te existiert der Beruf nicht mehr, das Un-
ternehmen ebensowenig. In die Zeit beim 
Monopolbetrieb fallen aber Benz’ berufli-
cher Aufstieg zum Geschäftsleiter der Te-
lefondirektion Basel und sein Eintritt in die 
Gewerkschaft (damals PTT-Union, heute 
Syndicom). 1990 holte ihn der VPOD Ba-
sel ins dortige Sekretariat; an seiner Sei-
te wirkte Veronica Schaller, die nachher 
Regierungsrätin wurde. Auch für Markus 
Benz gab es ein Leben nach dem VPOD: Er 
wurde Mediator und begleitete trennungs-
willige Paare zur Scheidung. Ausserdem 
sass er von 1997 bis 2013 im Grossen Rat. 
Im April ist Markus Benz im 89. Lebens-
jahr verstorben. | vpod

VPOD-Landesvorstand  
vom 29. Mai 2026
Der Landesvorstand hat im VPOD-Zentral-
sekretariat in Zürich getagt und hat 
–	 die Jahresrechnung 2025 des Verbandes 

und seiner unselbständigen Institutionen 
in zustimmendem Sinn an die Delegier-
tenversammlung des Verbandes weiterge-
leitet. Erneut wird ein betriebliches Defizit 
(diesmal – durch Sondereffekte wie den 
Streik in der Waadt verstärkt – rund 1,07 
Mio. CHF) zu einem guten Teil durch An-
lagegewinne aufgefangen, so dass nach 
Abzug der Wertschwankungsreserven 
ein Fehlbetrag von noch 288 000 CHF 
verbleibt. Auch von der Finanzplanung, 
die diese Konstellation in die Jahre 2027 
und 2028 fortschreibt, wurde Kenntnis 
genommen.

–	 in seiner Funktion als Stiftungsrat die 
Jahresrechnungen der VPOD-Stiftungen 
Ferienwerk und Sterbekasse genehmigt. 

–	 das im Sommer anstehende Referendum 
gegen die Lohnsenkungsvorlage der eid-
genössischen Räte («Motion Ettlin») an-
gebahnt, ausserdem die letzte Phase der 
Kampagne gegen die SVP-Chaos-Initia-
tive («Keine 10-Millionen-Schweiz») dis-
kutiert, wie er sich im Licht der jüngsten 
Ereignisse (Messerattacke in Winterthur) 
darstellt. 

–	 soweit möglich die Traktanden der folgen-
den Delegiertenversammlungen festge-
legt. Am 20. Juni soll namentlich auch 
der Erfolg des VPOD Freiburg gegen das 
Sparpaket der Regierung gewürdigt wer-
den; am 26. September wird die Debatte 
über Europa und die Bilateralen III aus-
reichend Raum bekommen.

–	 den Plan gutgeheissen, dem Kongress 
2027 eine «Statutenrevision light» zu un-
terbreiten, die zahlreiche bestehende Un-
stimmigkeiten und Inkohärenzen beseiti-
gen soll. Die strukturellen Fragen – etwa 
nach der Autonomie der Regionen oder 
nach dem Zusammenspiel zwischen Ap-
parat und Miliz – sollen in der folgenden 
Kongressperiode angegangen werden. 

–	 eine punkto Geschlecht, Sprachregion, 
Lebensalter und Beruf ausgewogene, 
stark milizorientierte VPOD-Delegation 
für den SGB-Kongress zur Wahl an die 
Delegiertenversammlung überwiesen. 

–	 beschlossen, einen allfälligen Aufruf so-

wie die Reisekostenerstattung zur Genfer 
Demo gegen den im benachbarten Evian 
stattfindenden G7-Gipfel (14. Juni) von 
den Umständen abhängig zu machen (ob 
Bewilligung erteilt, ob der VPOD Genf als 
Mitorganisator wirkt). 

–	 für mehrere mögliche Streiks in Genf 
die Streikkasse deblockiert: für das Office 
médico-pédagogique (OMP; schulpsycho-
logischer Dienst), für das Groupement in-
tercommunal pour l’animation parasco-
laire (GIAP; schulergänzende Betreuung) 
sowie für das gesamte Staatspersonal.

–	 den gegen Einschnitte protestierenden 
Beschäftigten bei SBB Cargo im Südtes-
sin die Solidarität des VPOD zugesichert.

–	 Kenntnis genommen von einer gering-
fügigen Modifikation der Anlagestrategie 
zwecks sinnvollem Risikomanagement 
und Optimierung der Liquidität. 

� Christian Dandrès, Präsident
� Rebekka Wyler, Generalsekretärin

Korrigendum
Beim Bild zum Nach-
ruf für Hermann Fehr 
(1941 – 2026) im letz-
ten VPOD-Magazin 
ist eine Verwechslung 
unterlaufen, die wir 
bedauern. Sie hat ihren 
Ursprung bei der Quelle: Das veröffentlichte 
Foto aus dem Schweizerischen Sozialarchiv 
zeigte Christian Grobet. Hermann Fehr ist 
jetzt nachträglich obenstehend abgebildet. 
Namentlich die Trauerfamilie bitten wir um 
Verzeihung. | (Foto: ETH-Bibliothek/Wiki CC)

Nachrufe

Guolf Juvalta †
«Guolf Juvalta verkör-
perte das ideale Ba-
sismitglied», schreibt 
die ehemalige VPOD-
Generalsekretärin Do-
ris Schüepp. Etwa im 
Landesvorstand oder, 
wie es früher hiess, in der Geschäftslei-
tung, wo der Kollege von 1989 bis 2007 
– 18 Jahre lang also – mitwirkte: «Wo sich 
Uneinigkeiten oder Konflikte abzeichne-
ten, machte er Vorschläge für Kompro-

Aktuell
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Nach einem schweren Velounfall auf dem 
Arbeitsweg konnte Kollegin W. ihre an-
spruchsvolle Arbeit in einem 80-Prozent-
Pensum nicht mehr weiter ausüben. Zu-
nächst übernahm die Unfallversicherung 
die anfallenden Kosten, doch nach sieben 
Monaten lehnte sie die weitere Kostenüber-
nahme sowie eine Einsprache gegen diesen 
Bescheid ab. So schnell ist man draussen: 
Auf das Ende der Lohnfortzahlung aus der 
Taggeldversicherung flatterte bei W. auch 
schon die Kündigung des Arbeitgebers ins 
Haus. 

Knapp darunter
Umgehend meldete W. sich bei der IV an. 
Nach einer mehrmonatigen Rehabilitati-
onszeit wurde sie mit Eingliederungsmass-
nahmen unterstützt. Erfreulicherweise 
fand sie in der Kommunikationsabteilung 
einer Verwaltung eine angepasste Tätigkeit. 
Das 40-Prozent-Pensum erlaubte es ihr, die 
Arbeit ohne Zeitdruck auszuüben. Aus 
Sicht der IV-Stelle waren die beruflichen 
Massnahmen damit abgeschlossen, und es 
begann die Rentenprüfung. Dazu wurde ei-
ne medizinische Untersuchung in Auftrag 
gegeben. Erste Erkenntnis: Die Rückkehr 
in die ursprüngliche Tätigkeit war W. nicht 
zuzumuten. 
Die Berechnung des Ren-
tenanspruchs ist dann 
jeweils ein äusserst kom-
plexes Prozedere. Des-
halb zog W. den VPOD 
zur Unterstützung bei. 
Bei der Einschätzung des 
Einkommens, das sie mit 
der gesundheitlichen Ein-
schränkung in der neuen, 
angepassten Tätigkeit noch 
erzielen könne, rechnete 
die IV das tatsächlich (aus 

dem 40-Prozent-
Pensum) erzielte 
Einkommen auf ein 
60-Prozent-Pensum 
hoch, das W. angeb-
lich zu leisten im-
stande sei. Weiter 
wurde abgeklärt, 
welche Einschrän-
kungen im Haushalt 
bestanden. Die Be-
rechnung aus diesen 
beiden Faktoren (Er-
werbstätigkeit und 
Haushalt) ergab ei-
nen Invaliditätsgrad 
von just 48 Prozent. 
Für eine halbe Rente 
hätte es 50 Prozent 
gebraucht. W. konn-
te also lediglich eine 
Viertelrente erwar-
ten. Der genaue Betrag werde ihr dann 
mit der definitiven Verfügung mitgeteilt, 
hiess es. 

Laufende Überprüfung
Ergänzt wurde der Vorbescheid mit aus-
führlichen Hinweisen, wonach die me-

dizinische, persönliche 
und erwerbliche Situation 
laufend überprüft werde. 
Auch nach der Rentenzu-
sprache könnten jederzeit 
Massnahmen zur Wieder-
eingliederung mit dem 
Ziel der Verbesserung 
von W.s Erwerbsfähigkeit 
durchgeführt werden, 
schrieb die IV. W. müs-
se jedwede Änderung in 
ihren Verhältnissen un-
verzüglich der IV-Stelle 

melden. Auch ein mehr als drei Monate 
dauernder Auslandaufenthalt müsse mit-
geteilt werden. Bei Verletzung der Melde-
pflicht könnten die Leistungen der Invali-
denversicherung gekürzt, verweigert oder 
zurückgefordert werden. 
Die VPOD-Vertrauensanwältin stellte 
zwar mehrere Anträge gegen diesen Vor-
bescheid der IV. Insbesondere monierte 
sie, dass eine Hochrechnung des erzielten 
Jahreslohns von den realen 40 auf fiktive 
60 Prozent zur Ermittlung des Invaliden-
einkommens weder gerechtfertigt noch 
begründet sei. Nach ihren Berechnungen 
hatte W. sogar Anspruch auf eine Drei-
viertel-Invalidenrente – und zwar rück-
wirkend. Die IV-Stelle habe sich auf eine 
falsche Sachverhaltsfeststellung gestützt. 
Doch diese hielt an ihrem Entscheid fest. 
Für den Moment waren damit alle Wege 
für eine höhere Rente ausgeschöpft. 

Hier half der VPOD

Mit Hilfe des VPOD wurde die Berechnung für die IV-Rente nochmals minutiös geprüft

Zu wenig Prozente
Kollegin W. konnte nach einem Unfall nicht mehr in den ursprünglichen Beruf zurück. Dank Eingliederungs
massnahmen fand sie eine «leidensangepasste» Arbeit. Aber am Invaliditätsgrad liess sich nicht rütteln:  
48 Prozent reichen nicht für eine halbe IV-Rente. | Text: Sabine Braunschweig (Foto: MicroStockHub/iStock)

In unserer Serie «Hier half der 
VPOD» stellen wir exempla-
risch interessante Konfliktfälle 
vor. Zur Darstellung von juris-
tischen Verfahren – die Rechts-
hilfeabteilung des VPOD hat 
schon vielen Mitgliedern zu 
ihrem Recht verholfen und gibt 
dafür jährlich über eine halbe 
Million Franken aus – gesellen 
sich Berichte über Fälle, bei de-
nen eine sonstige Intervention 
des VPOD Erfolg brachte. 

Knapp darunter:  Der Invaliditäts-
grad von W. wurde mit 48 Prozent 

berechnet. 50 Prozent hätten eine 
halbe IV-Rente ergeben. 
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«Vom ersten Tag an war 
der Teamgeist wichtiger als 
Fundraising», erzählt Tina 
Piliia. Ihr Start als Solidar-
Landeskoordinatorin im 
letzten Oktober stand im 
Zeichen des Kriegs. «Nach 
vier Jahren Krieg und Bom-
bardierungen liegt die In
frastruktur am Boden. Aus-
serdem hatten wir einen 
extrem kalten Winter, über 
lange Zeit war es minus 20 
Grad, das hat es seit 40 Jah-
ren nicht mehr gegeben.» 
Tina Piliia musste zwei 
Monate lang ohne Heizung 
ausharren, doch die Arbeit 
ging weiter. Sie war sogar 
umso wichtiger: Solidar unterstützte die 
Menschen beim Kauf von Holz oder Koh-
le, bei der Begleichung der Stromrechnung 
oder dabei, eine neue Unterkunft zu fin-
den, wenn ihre Häuser bombardiert wor-
den waren. «Ich war damals froh, lange im 
Büro sein zu können», ergänzt Tina Piliia: 
«Denn dort war es warm dank Generator 
– auch wenn er völlig überlastet ist und 
immer wieder zusammenbricht.» 

Zurück aus Südafrika
Tina Piliia ist in der Ukraine aufgewach-
sen. Mit 17 ging sie nach Südafrika, um 
Business English zu studieren – und ver-
liebte sich in das Land. Aus geplanten vier 
Monaten Kapstadt wurden mehr als 15 
Jahre. Sie machte ihren Abschluss in Wirt-
schaftswissenschaften, arbeitete als Ka-
merafrau und Drehbuchautorin, lancierte 
daneben eine Initiative zur Unterstützung 
von Frauen und zur Schaffung von fairen 
Arbeitsmöglichkeiten in Townships. «Ich 
nutzte das Erzählen von Geschichten, um 

Spenden zu sammeln. Alles hat eine Ge-
schichte, das ist auch bei meiner heutigen 
Arbeit für Solidar wichtig.»
2022, kurz nach dem Beginn des Kriegs, 
kehrte Tina Piliia in die Ukraine zurück. 
«Ich empfand es als meine Pflicht, hier 
etwas zu bewirken», sagt die 37-Jährige. 
Sie hoffte, der Krieg wäre schnell vorbei. 
Aber so war es nicht. Sie blieb und unter-
stützt nun zum Beispiel Kriegsveteranin-
nen und -veteranen und deren Familien. 
Für Menschen mit Behinderung oder zur 
Bewältigung von Traumata gibt es kaum 
eine Infrastruktur. Solidar Suisse bietet 
deshalb Trainings für staatliche Stellen, 
psychologische Betreuung, rechtliche Be-
ratung und individuelles Fallmanagement. 
«Die Rückkehr ist für alle Beteiligten nicht 
einfach», sagt Piliia. «Die Kinder etwa ver-
stehen nicht, warum sich der Vater oder 
die Mutter so verändert hat.» 
Die Reintegration ins Arbeitsleben schei-
tert auch daran, dass es kaum Arbeitsstel-
len gibt. Jobs gebe es vor allem beim Militär 

und in der Rüstungs-
industrie. «Es müssen 
zivile Arbeitsstellen ge-
schaffen werden», fordert 
Tina Piliia. «Wir müssen 
in die Leute investieren, 
die wir haben. Sie haben 
Fähigkeiten, auf denen 
wir aufbauen können.» 
Deshalb ist es ihr wich-
tig, die Zivilgesellschaft 
zu stärken. Ein grosses 
Anliegen ist ihr auch, 
dem Anstieg von gen-
derspezifischer Gewalt 
etwas entgegenzusetzen, 
die seit Kriegsbeginn zu-
genommen hat. 

Ein Team fürs Leben
Der Krieg dauert jetzt mehr als vier Jah-
re: «Du lernst, mit der Realität zu leben, 
aber es ist sehr anstrengend.» Wenn sie 
erschöpft ist, reist Tina Piliia manchmal 
in den Westen der Ukraine. «Hier ist frau 
weit weg von der Front. Nach ein paar Ta-
gen Stille und Natur fühlst du dich wieder 
wie ein Mensch», erzählt sie. Wichtig ist 
also auch das mentale Wohlbefinden derer, 
die humanitäre Arbeit leisten. Und wichtig 
ist die gegenseitige Unterstützung: «Wenn 
du im Luftschutzkeller sitzt und eine lus-
tige Nachricht von deiner Kollegin auf dei-
nem Handy aufploppt, geht es dir gleich 
besser – egal wie gross die Bedrohung ist.» 
Es bedeutet Tina Piliia auch viel, sich mit 
Partnerorganisationen und Projektbetei-
ligten auszutauschen. Dazu gehört, den 
Schmerz zu teilen. «Was mich hier am 
meisten bewegt, ist die stille Ausdauer der 
Menschen, die jeden Tag mit der Zerstö-
rung leben müssen. Ich fühle mich privi-
legiert, wenn sie mir vertrauen», sagt sie.

Die Solidar-Koordinatorin für die Ukraine, Tina Piliia, ist wegen des Krieges in ihr angegriffenes Land zurückgekehrt

«Stille Ausdauer»
Tina Piliia hat im Oktober als Solidar-Landeskoordinatorin in der Ukraine begonnen. Nach Beginn des russischen 
Überfalls ist sie nach 15 Jahren in Südafrika in ihr Land zurückgekehrt. Die «stille Ausdauer» der Zivilgesellschaft 
nach vier Jahren Krieg beeindruckt und bewegt sie. | Text: Katja Schurter (Foto: Solidar Suisse)

Tina Piliia ist aus Südafrika in ihre 
ukrainische Heimat zurückgekehrt, 
als der Krieg begann. 
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Die Arbeit bei einem Kinder- und Jugend-
heim ist anspruchsvoll. Die Klientinnen 
und Klienten – in Schaffhausen sind es 
sieben oder acht an der Zahl – haben häu-
fig schon einen schweren Rucksack an Be-
lastendem zu schleppen. Die grosse Alters-
spanne (4 bis 18 Jahre) hat zur Folge, dass 
alle Arten von Krisen, frühkindliche bis 
spätpubertäre, zu jeder Tages- und Nacht-
zeit aufploppen können. Fast eine Familie? 
Schon, aber eine mit besonderen Heraus-
forderungen. Dazu kommt der Schauplatz 
des Geschehens: ein mit Hinweis auf bal-
digen Umzug sichtbar dauervernachlässig-
tes «Provisorium». (Der angestrebte neue 
Standort ist noch nicht viel mehr als ein 
Projekt auf Papier.)

Durch- und Hinhaltetaktiken
Als Steffi Miklo und Valeska Konrad im 
Schaffhauser Kinder- und Jugendheim an-
fingen, war der Nachtdienst nicht eindeutig 
geregelt. Jedenfalls hatte Kollegin Konrad 
eine andere Auslegung des Reglements als 

die Heimleitung, die davon ausging, dass 
eine Pauschale von 50 Franken alles ab-
gelte, was irgend zwischen 22 Uhr abends 
und 6 Uhr morgens an- und vorfalle. Also 
auch jede Handreichung, jedes Gutenacht-
lied, jedes trockenzulegende Bett, jedes Zu-
hören, jedes Trösten. Das könne nicht sein, 
fanden auch die anderen Kolleginnen. Aber 
die Bestrebung für die Anerkennung der 
vor Ort verbrachten Nacht als Arbeitszeit 
stiess behördlicherseits auf wenig Gegen-
liebe. Durchhalteparolen oder Hinhaltetak-
tiken schlugen Miklo & Konrad entgegen, 
wenn sie auf 24-Stunden-Monsterschich-
ten und auf geleistete Gratisstunden im 
vierstelligen Bereich hinwiesen. 
Beide, Steffi Miklo und Valeska Konrad, 
arbeiten heute nicht mehr im Kinder- und 
Jugendheim. Die eine kündigte selbst, 
erbost darüber, dass die interimistische 
Heimleitung, für die sie sich zur Verfü-
gung gestellt hatte, so mickrig gewürdigt 
wurde. Die andere fiel ins Burnout und 
wurde dann entlassen. Beiden, Miklo und 

Konrad, tut dieser 
Abschied weh. Er gilt 
der ganzen Branche. 
Soll der Sozialbe-
reich wirklich darauf 
fussen, dass man die 
Fürsorglichkeit und 
Aufopferungsbereit-
schaft derer ausbeu-
tet, die dort arbeiten? 
«Es kann doch nicht 
sein, dass man eine 
solche Tätigkeit nur 
auf Kosten der ei-
genen Gesundheit 
machen kann», stellt 
Konrad fest. «Und 
es ist auch beschä-
mend, wie wenig 

Respekt uns die Arbeitgeberin – die im-
merhin sozialdemokratisch regierte Stadt 
Schaffhausen – zollt», fügt Miklo an. 

Grosse und kleine Sprünge
Valeska Konrad stammt aus Dresden. Sie 
wanderte in zwei Etappen; zunächst kam 
sie nach Gottmadingen, auf die deutsche 
Seite der Schaffhauser Grenze. Das war 
in jeder Hinsicht der grössere Sprung als 
der spätere über die Landesgrenze nach 
Langwiesen, ans Zürcher Rheinufer. Eine 
Rückkehr vom Rhein an die Elbe steht für 
sie trotz der beruflichen Turbulenzen nicht 
zur Debatte. Denn sie hat hier ihre Kinder 
grossgezogen und auch ansonsten längst 
Wurzeln geschlagen. Auch wenn sie selbst 
bei ihrem (leicht sächsisch abgeschmeck-
ten) Hochdeutsch bleibt, versteht sie auch 
entlegene Schweizer Dialekte. Steffi Miklo 
spricht ein Schaffhauserdeutsch reinsten 
Wassers. Ihre Lehr- und Wanderjahre hat 
sie bereits in ihren Zwanzigern hinter sich 
gebracht – sie war in Bern und in Genf. Jetzt 
hat sie sich in ihrem kleinen Häuschen am 
Fusse des Geissbergs eingerichtet und will 
im Städtli bleiben. Trotz allem. 
Trotz der traurigen Erfahrung, dass vulnera-
ble junge Menschen in Schaffhausen nicht 
sehr viel zählen – ebenso wenig die Arbeit 
mit ihnen. (Anderswo ist es kaum besser.) 
Eine etwas dickere Personaldecke lohnt sich 
aus Sicht von Miklo & Konrad auch deshalb, 
weil sie der Personalfluktuation entgegen-
wirkt, die auch in sozialpädagogischer Hin-
sicht Gift ist. Es braucht Vertrauen, ehe man 
irgendwo etwas bewegen kann. Bei Kindern 
sowieso. Und Vertrauen benötigt Zeit und 
ein stabiles Umfeld. – Pro Kinderheimnacht 
gibt es neuerdings eine Pauschale von 150 
Franken, all included. Den Rest – die Fra-
ge, ob Bereitschaft Arbeit ist – müssen die 
Gerichte entscheiden.

Valeska Konrad (links) und Steffi Miklo fordern mehr  
Wertschätzung für die Arbeit im Kinderheim. Und mehr Geld. 

Steffi Miklo und Valeska Konrad, Sozialpädagoginnen, (ehemals) Schaffhauser Kinder- und Jugendheim

Ende der Aufopferung
Beide arbeiten sie nicht mehr im Schaffhauser Kinder- und Jugendheim: Steffi Miklo und Valeska Konrad haben im 
Kampf um bessere Arbeitsbedingungen zwar einiges erreicht. Aber jetzt gilt es, die eigene Gesundheit zu schützen. 
| Text: Christoph Schlatter (Foto: Alexander Egger)

Juni 2026  31



Fo
to

 T
it

el
se

it
e:

 D
ie

 K
at

he
dr

al
e 

vo
n 

La
us

an
ne

, i
llu

m
in

ie
rt

 z
um

 F
em

in
is

ti
sc

he
n 

St
re

ik
 v

on
 2

02
3.

 (
K

ey
st

on
e)

Hotel Ristorante iGrappoli • 6997 Sessa • Tel. 091 608 11 87
info@grappoli.ch • www.grappoli.ch

Für Ihren Aufenthalt in Hotel oder Bungalow
20% VPOD-Rabatt (jederzeit gültig)

 Tel. 091 608 11 87

Für Ihren Aufenthalt in Hotel oder Bungalow

Frühlingsangebot

Pauschal pro Person in 
Doppelzimmer Standard zum Preis von CHF 375.- 

Doppelzimmer Superior zum Preis von CHF 420.-

Der Preis beinhaltet:
3 Übernachtungen in Doppelzimmer 
3 Frühstücksbuffet
1 „Gourmetmenu“ (Vier-Gänge-Abendessen)
2 Drei-Gänge-Abendessen
1 Flasche Merlot (pro Doppelzimmer)
• W-LAN
• freie Parkplätze

Angebot auf Anfrage und nach Verfügbarkeit

gültig bis 30. Juni 2026

NEW!
Klimaanlage

A
Z

B
80

36
 Z

ür
ic

h,
 P

os
tf

ac
h

Impressum 

Herausgeber: VPOD 

Generalsekretärin: Rebekka Wyler

Redaktion: Christoph Schlatter | slt

Sekretariat: Hilde Bigler

VPOD-Zentralsekretariat 
Birmensdorferstrasse 67, 8004 Zürich 
Postfach, 8036 Zürich
Telefon 044 266 52 52 
redaktion@vpod-ssp.ch 
www.vpod.ch

Erscheint 8-mal pro Jahr

Satz, Druck und Spedition: 
Mattenbach AG, Winterthur

Auflage: rund 15 500 Exemplare

Anzeigenregie: 
VPOD-Zentralsekretariat 
Birmensdorferstrasse 67, 8036 Zürich 
Postfach, Telefon 044 266 52 52 
hilde.bigler@vpod-ssp.ch 

Platzvorschriften unverbindlich

«Werübernimmt
die Kosten für dieDelle
an meinem Auto,wenn

Verursacherder

nichtzahlt  ?»

www.vpod.ch
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abschliessen für nur Fr. 138.—
für vpod-Mitglieder!
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